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0. Problemstellung

Die Regelung der Aufgaben und Einnahmen des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks wirft eine Vielzahl von Fragen auf. Einige davon stehen in der aktuellen
rundfunkpolitischen Diskussion (bei der Aufgabenregelung bspw. die Konkreti-
sierung des öffentlich-rechtlichen Programmauftrags und der organisatorische
Aufbau der ARD, bei der Einnahmenregelung die Frage der Werbeeinnahmen
und der Verkauf von Senderechten an private Rundfunkanbieter), andere wer-
den lediglich von einigen Insidern erörtert (bei der Aufgabenregelung bspw. die
Zentralisierung bestimmter Aufgaben oder Entscheidungsrechte innerhalb der
ARD, bei der Einnahmenregelung der Verzicht auf eine bundeseinheitliche
Rundfunkgebühr oder der ARD-Finanzausgleich). Spätestens seit dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom 12. 2. 1994 (im folgenden auch als
Gebührenurteil bezeichnet) sind auch die Kriterien, die Verfahrensbeteiligten
und das Procedere der Gebührenfestsetzung zum Gegenstand der aktuellen
rundfunkpolitischen Diskussion geworden; auch die meisten Beiträge des hier
vorgelegten Sammelbandes befassen sich mit den dadurch aufgeworfenen
Finanzierungsfragen.

Wie in anderen Bereichen kollektiver Güterbereitstellung lassen sich auch im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk solche Finanzierungsfragen nur adäquat lösen,
wenn die in logisch vorgelagerten Regelungsbereichen getroffenen Entschei-
dungen, insbesondere zur Art und zum Umfang der kollektiv zu erfüllenden Auf-
gaben, berücksichtigt werden. Der vorliegende Beitrag systematisiert in einem
ersten Abschnitt anhand der Theorie des Finanzausgleichs i. w. S.1 diese
verschiedenen Regelungsbereiche und beschreibt die zwischen ihnen
bestehenden Interdependenzen. - In einem zweiten Abschnitt werden diese
allgemeinen Ausführungen auf die Regelung der Aufgaben und Einnahmen des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks übertragen. Damit werden die Grundzüge einer
rundfunkspezifischen Theorie des Finanzausgleichs i. w. S. entwickelt. Im
Rahmen des vorliegenden Beitrags kann diese allerdings lediglich dazu dienen,
die Vielzahl der Gestaltungsprobleme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu
systematisieren und die sich durch diese Theorie eröffnenden Lösungswege
anzudeuten. - In einem abschließenden Teil werden die sich aus ihr ableitbaren
Folgerungen für die Lösung der mit dem Gebührenurteil aufgeworfene
Finanzierungsfragen abgeleitet.

                                                
11 Zum Finanzausgleich i. w. S. siehe z. B. ZIMMERMANN 1983 oder HANSMEYER/KOPS

1988.
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1. Die finanzwissenschaftliche Theorie
des Finanzausgleichs i. w. S.

1.1. Die Regelung öffentlicher Aufgaben und Einnahmen
als Gegenstand des Finanzausgleichs i. w. S.

Gegenstand der finanzwissenschaftlichen Theorie des Finanzausgleichs i. w.
S. ist die ökonomisch zweckmäßige Regelung der Aufgaben und Einnahmen
öffentlicher Aufgabenträger. Dabei wird die Regelung der Aufgaben (der sog.
passive Finanzausgleich) als die logisch vorgelagerte Entscheidung angese-
hen; und die Regelung der Einnahmen (der sog. aktive Finanzausgleich) wird
als die logisch nachgelagerte Entscheidung betrachtet, die unter Berücksichti-
gung der den Aufgabenträgern zugewiesenen Aufgaben (und der daraus
erwachsenden Ausgaben) getroffen werden muß  (siehe Abbildung 1).2

Sowohl die Aufgabenverteilung als auch die Einnahmenverteilung können
ihrerseits in Teilbereiche aufgegliedert werden, zwischen denen ebenfalls logi-
sche Abhängigkeiten bestehen. Beim passiven Finanzausgleich kann ein origi-
närer von einem ergänzenden Ausgleich unterschieden werden. Ersterer be-
steht aus drei Teilaufgaben:

1. der Definition der öffentlichen Aufgaben (und damit die Abgrenzung von pri-
vatwirtschaftlich zu erfüllenden Aufgaben); dabei sind die Aufgaben idea-
l e rw e i se  q ua l i ta ti v u n d q u an ti ta ti v so  e xa kt zu b e sch r ei b e n, d aß d ie  H öh e  de r 
zu  i h r er  Erfü l lu n g  e r for d e rl i che n  Au sg ab e n  ( d e r Fi na n zbe d a rf)  er ke nn b a r  ist,

2. der Bildung verschiedener öffentlicher Aufgabenträgerebenen, die hierar-
chisch (föderativ) einander nachgeordnet sind, und der Bildung der einzel-
nen Aufgabenträger innerhalb dieser verschiedenen föderalen Ebenen, und

3. der Verteilung der öffentlichen Aufgaben vertikal (zwischen den gebildeten
Aufgabenträgerebenen) und horizontal (zwischen den gebildeten Aufgaben-
trägern innerhalb der einzelnen Ebenen). Bei dieser dritten Teilaufgabe sind
nochmals drei Teilkompetenzen zu unterscheiden:3 1. die Entscheidungs-
kompetenz als das Recht oder die Pflicht, im Rahmen der durch die Auf-
gabendefinition belassenen Spielräume über Art und Umfang der Aufgaben-
erfüllung zu entscheiden, 2. die Durchführungskompetenz als das Recht
oder die Pflicht, eine (per Entscheidungskompetenz festgelegte) Aufgabe
durchzuführen (zu vollziehen), und 3. die Finanzierungskompetenz als das
Recht oder die Pflicht, die mit der Entscheidung über eine Aufgabe und ihrer
Durchführung (ihrem Vollzug) verbundenen Kosten zu tragen.

                                                
2 Siehe zum folgenden ausführlicher KOPS 1984a sowie HANSMEYER/KOPS 1985b.

3 Vgl. hierzu im einzelnen: HANSMEYER/KOPS 1984.
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Abbildung 1:
R e ge l u ng sb er e i ch e  ko l l ekti ve r  Au fg ab e n - u n d Ei nn a h me n  (Fi n an za usg l ei ch  i .w .S.) 
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Im Anschluß an diese originäre Aufgabenverteilung ist im allgemeinen ein
ergänzender passiver Finanzausgleich erforderlich, der die originäre Aufgaben-
regelung modifiziert bzw. korrigiert (siehe nochmals Abbildung 1). Daß solche
ergänzenden Regelungen benötigt werden, läßt sich auf drei Ursachen zurück-
führen:

1. ist es bei bestimmten Aufgaben sinnvoll, die Entscheidungs-, Durchfüh-
rungs- oder Finanzierungskompetenz vorübergehend abweichend von der
originären Aufgabenverteilung zu regeln, zugleich aber keine Neuregelung
der originären Zuständigkeiten vorzunehmen (weil die Transaktionskosten
d e r N e ur e g el u n g d e r o r ig i n ä r en  A ufg a be n ver te il u n g h ö he r  wä r e n a l s d i e
Tr an sa kti o n sko ste n  ei n e s -  vo r ü b er g e he n d en  -  e r g än ze nd e n  p a ssi ve n Fi -
n a nza u sg l e ich s).4

2. kommt es bei manchen Aufgaben zu innerstaatlichen Externalitäten, d. h.
die von einem öffentlichen Aufgabenträger getätigen Aufgaben haben posi-
tive oder negative Auswirkungen auf (die Einwohner) anderer Aufgabenträ-
ger. Sofern solche Externalitäten nicht durch eine Verbesserung der origi-
nären Aufgabenregeln beseitigt werden können (was bspw. bei Gütern mit
mehreren und in ihrer räumlichen Wirkung unterschiedlichen Nutzenkompo-
nenten nicht möglich ist),5 b ed a r f e s e i n es e rg ä n ze n d en  p assi ve n  Fi n a nz-
a u sg l e ich s, m i t H i lfe  de ssen  sol ch e Exte r n al i tä ten  i nte r na l i si e r t w e rd e n ( i . a . i n 
Fo rm  von  Kom p e nsa ti on sza hl u ng e n , d i e d a nn  i m a kti ve n Finanzausgleich
innerstaatliche Transfers nach sich ziehen).

3. kann ein öffentlicher Aufgabenträger den Nutzen oder die Kosten einer
öffentlichen Aufgabe anders einschätzen als der mit der Aufgabenerfüllung
betraute Aufgabenträger.6 Er kann dann - sofern die Rechtslage ihm dies

                                                
4 Als aktuelles Beispiel kann auf die Unterstützung der Berliner Justiz durch andere Bundes-

länder verwiesen werden. Dabei handelt es sich um einen ergänzenden passiven Finanz-
ausgleich, weil ein Teil der temporären Aufgaben, die der Berliner Justiz in der Folge der
Vereinigung Deutschlands entstanden sind, abweichend von der originären Aufgabenvertei-
lung von Justizbeamten anderer Bundesländer erfüllt wird. Eine Korrektur der originären Auf-
gabenverteilung (durch eine vorübergehende Ausweitung des Personalbestands der Berliner
Justizverwaltung) wäre unter Beachtung der damit verbundenen Transaktionskosten weniger
sinnvoll als die gewählten temporären ergänzenden Aufgabenregelungen.

5 Bei Investitionsausgaben kommt es bspw. häufig sowohl zu kleinräumlichen (auf den Versor-
gungsbereich der Einrichtung, etwa eines Schwimmbades begrenzten) Wirkungen als auch
zu großräumlichen Wirkungen (z. B. sich auf den gesamten Währungsraum erstrekkende
Konjunkturimpulse). Ähnlich ergeben sich bei Entsorgungsmaßnahmen, etwa bei Son-
dermülldeponien, positive Wirkungen (Entsorgungseffekte) innerhalb der Einzugsgebiete,
zusätzlich können aber negative Wirkungen unterschiedlicher Art und unterschiedlicher
räumlicher Ausdehnung eintreten, z. B. kleinräumige Geruchs- und Transportbelästigungen
oder eine Gefährdung des Grundwassers im größeren Umkreis der Deponie.

6 Der Bund kann bspw. den Wert von Landstraßen, Eisenbahnunterführungen oder Wasser-
straßen aus gesamtstaatlicher Sicht, bspw. aufgrund überregionaler Ziele der Verkehrspolitik
oder großräumlicher Umweltschutzgesichtspunkte, höher einschätzen als die mit diesen Auf-
gaben betrauten Länder oder Gemeinden.



Kops: Rundfunkspezifische Theorie des Finanzausgleichs 5

erlaubt - versuchen, die Aufgabenerfüllung der zuständigen Körperschaft
durch (de-)meritorische Maßnahmen in seinem Sinne zu beeinflussen (was
dann in der Regel im aktiven Finanzausgleich wieder innerstaatliche Trans-
fers, hier: (De-)Meritorisierungszuweisungen, zur Folge hat).

Gegenstand des originären aktiven Finanzausgleichs ist die Regelung der
Einnahmenkompetenzen. Hierbei ist - analog zur Aufgabenverteilung - zu unter-
scheiden zwischen der Gesetzgebungskompetenz, d. h. dem Recht zur Einnah-
mengestaltung (Wahl der Einnahmequelle, Definition ihrer Bemessungsgrund-
lagen, Festsetzung der Abgabenpflichtigen, der Tarifstruktur, des Tarifniveaus
etc.), der Verwaltungskompetenz, d. h. dem Recht zur Einnahmenerhebung,
und der Finanzierungskompetenz (hier besser Ertragskompetenz genannt), d.
h. dem Recht, über die öffentlichen Einnahmen zu verfügen und diese zu ver-
ausgaben. Auch beim originären aktiven Finanzausgleich ist zwischen einer
vertikalen Verteilung (zwischen den föderalen Ebenen) und einer horizontalen
Verteilung (innerhalb der föderalen Ebenen) zu unterscheiden (siehe wiederum
Abbildung 1).

Im ergänzenden aktiven Finanzausgleich schließlich müssen Finanzmittel
zwischen den Aufgabenträgern einer Ebene (horizontal) oder zwischen den
Ebenen (vertikal) umverteilt werden. Notwendig sind solche ergänzenden Ein-
nahmenregelungen zum einen, weil die Erfüllung mancher Aufgaben aus den
genannten Gründen (vorübergehend) von den im passiven Finanzausgleich ge-
troffenen Regeln abweicht oder weil innerstaatliche externe Effekte oder
(de-)meritorische Eingriffe vorliegen (der ergänzende aktive Finanzausgleich als
Folge der Regelungen des passiven Finanzausgleichs).7 Zum anderen werden
ergänzende Einnahmenregelungen erforderlich, weil aufgrund der Multiplizität
der öffentlichen Aufgaben und der daraus resultierenden komplexen Forderun-
gen eine exakt aufgabengerechte Einnahmenverteilung im originären aktiven
Finanzausgleich häufig nicht gelingt (der ergänzende aktive Finanzausgleich als
Folge der suboptimalen Regelung des originären aktiven Finanzausgleichs).8

1.2. Die zwischen den Regelungsbereichen des Finanzausgleichs i. w. S.
bestehenden Interdependenzen

Die verschiedenen Stufen des Finanzausgleichs i. w. S. können nicht unab-
hängig voneinander geregelt werden. Vielmehr sind sie logisch (und in der prak-
tisch-politischen Ausgestaltung auch chronologisch) einander nachgelagert; die
Art und Weise, in der ein logisch vorgelagerter Teilbereich des Finanz-
ausgleichs geregelt worden ist, determiniert die Lösungsmöglichkeiten und -not-

                                                
7 Siehe hierzu ausführlich KOPS 1985c.

8 Siehe ebenda.
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wendigkeiten der logisch nachgelagerten Teilbereiche; in vorgelagerten
Regelungsbereichen auftretende Fehler pflanzen sich innerhalb des logischen
Ablaufs des Finanzausgleichs fort, indem sie die optimale Lösung der nach-
gelagerten Regelungsbereiche verhindern und/oder zusätzliche, die vorge-
lagerten Regelungsbereiche "nachbessernde" Regelungen erforderlich machen.
Dadurch kann der Finanzausgleich i. w. S. insgesamt übermäßig kompliziert
und intransparent werden9 (auch dieser Zusammenhang wird durch Abbildung
1 verdeutlicht, in der die einzelnen Regelungsbereiche des Finanzausgleichs in
ihrer logischen Abfolge dargestellt sind).10

Solche Interdependenzen sind sowohl zwischen der Aufgaben- und Einnah-
menregelung zu beachten als auch zwischen den einzelnen Regelungsberei-
chen innerhalb der Aufgaben- und Einnahmenverteilung. Die innerhalb der ori-
ginären Aufgabenverteilung bestehenden Interdependenzen verlaufen in beid-
seitiger Richtung.11 Zum ersten ergeben sie sich offensichtlich dadurch, daß die
Aufgabenträger unter Beachtung der Aufgaben abgegrenzt werden müssen, die
sie erfüllen sollen; deshalb muß bspw. die Zahl und/oder Leistungsfähigkeit der
öffentlichen Aufgabenträger erhöht werden, wenn der Katalog der ihnen
übertragenen Aufgaben ausgeweitet wird. Zum anderen bestehen aber auch,
weniger offensichtlich, Wirkungen in der umgekehrten Richtung, weil es von der
Art und Zahl der gebildeten öffentlichen Aufgabenträger abhängt, welche
Aufgaben dem öffentlichen Sektor überhaupt übertragen (oder dem privaten
Sektor überlassen) werden können: Sind die vorhandenen öffentlichen Aufga-
benträger nicht sinnvoll abgegrenzt oder strukturiert und somit zur Erfüllung der
in Frage stehenden Aufgaben nicht geeignet, hat dies offensichtlich auch Rück-
wirkungen auf die Entscheidung, ob eine Aufgabe überhaupt vom öffentlichen
Sektor wahrgenommen werden kann. Ein zweckmäßiger Staatsaufbau mit einer
angemessenen Zahl föderaler Ebenen und einer angemessenen Zahl und
Größe von Aufgabenträgern innerhalb der verschiedenen föderalen Ebenen
ergibt sich somit nicht nur (als "abhängige Variable") aus der Entscheidung,
welche öffentlichen Aufgaben von den öffentlichen Aufgabenträgern erfüllt wer-
den sollen; der Staatsaufbau beeinflußt vielmehr umgekehrt auch (sozusagen
als "unabhängige Variable") Art und Umfang des Katalogs der Aufgaben, die
den öffentlichen Aufgabenträgern überlassen werden.12

                                                
9 Siehe hierzu ausführlicher ebenda.

10 Siehe ebenda.

11 Siehe ebenda.

12 Ob man bspw. Aufgaben des Umweltschutzes oder der Bekämpfung internationaler kriminel-
ler Vereinigungen den Bundesländern oder der zentralstaatlichen (oder gar einer übernatio-
nalen) Ebene überlassen sollte, hängt nicht zuletzt von der Größe und Leistungsfähigkeit der
bestehenden Gliedstaaten ab. Kleine Bundesländer, wie sie in Deutschland z. B. mit den
Stadtstaaten Hamburg, Bremen und Berlin oder auch mit kleinen Flächenstaaten wie dem
Saarland vorhanden sind, sind zur Bekämpfung des internationalen Verbrechens oder zur
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Ähnliche Wechselwirkungen bestehen auch zwischen dem originären und
dem ergänzenden passiven Finanzausgleich. So wurde bereits erwähnt, daß
die Möglichkeiten und Notwendigkeiten einer sekundären Aufgabenverteilung,
wie sie im ergänzenden passiven Finanzausgleich ggf. vorzunehmen sind, we-
sentlich von der Art der originären Aufgabenverteilung abhängen. Umgekehrt
beeinflussen die Regelungen des ergänzenden passiven Finanzausgleichs
auch die originären Aufgabenzuständigkeiten: Die zunächst als vorübergehend
angesehene Aufgabendelegation, die zur Beseitigung eines innerstaatlichen
Kapazitätsengpasses eingeführt wird, stärkt häufig die Leistungsfähigkeit derje-
nigen Ebene, an die die Aufgabe delegiert wird; nicht selten hat dies Rückwir-
kungen a u f d i e o r ig i n är e  Au fg a be n zustä n di g kei t, i n d em  d er  u rsp r ün g l i ch  zustän-
digen Ebene die Aufgabenkompetenzen später dauerhaft entzogen werden.

Wechselwirkungen bestehen des weiteren zwischen dem (originären und
ergänzenden) passiven Finanzausgleich und dem (originären) aktiven Finanz-
ausgleich. Einmal bestimmt, wie bereits beschrieben, die Aufgabenverteilung
die Einnahmenverteilung, weil die Einnahmequellen dergestalt abzugrenzen
und zu verteilen sind, daß sie hinsichtlich ihrer Struktur und ihres Volumens
jeden Aufgabenträger befähigen, die ihm im passiven Finanzausgleich übertra-
genen Aufgaben zu erfüllen.13 Umgekehrt hängt aber auch die Leistungsfähig-
keit der verschiedenen Aufgabenträger und -trägerebenen (und damit auch die
Art und das Volumen der von ihnen erfüllbaren Aufgaben) ganz wesentlich von
den Einnahmen ab, die ihnen im aktiven Finanzausgleich überlassen werden.

Schließlich bestehen Interdependenzen zwischen den Teilbereichen innerhalb
des aktiven Finanzausgleichs. Offensichtlich sind diese, wenn die innerhalb des
originären aktiven Finanzausgleichs verteilten Einnahmequellen mit Fehlern be-
haften sind (bzw. aufgrund divergierender Ziele behaftet sein müssen), die dann
im ergänzenden aktiven Finanzausgleich korrigiert werden. Bspw. eignen sich
bestimmte Steuerarten, wie etwa die Gewerbesteuer, im Hinblick auf eine
angestrebte Pflege und Stärkung der Steuergrundlage (der Gewerbebetriebe)
bestens als originäre Steuerquelle der Kommunen, hinsichtlich der Forderung
nach Bedarfsgerechtigkeit ist diese Steuerquelle dagegen (infolge der starken
regionalen Schwankungen der Gewerbeansiedlungen und -erträge) für die
Gemeinden eher ungeeignet: Hohe Ausgleichszahlungen im ergänzenden
aktiven Finanzausgleich (hier: sog. Schlüsselzuweisungen im kommunalen

                                                                                                                                              

Verfolgung großräumiger Umweltziele bspw. wenig geeignet. Diese Kompetenzen würde
man daher um so eher einer nationalen oder gar übernationale Ebene zuweisen, je kleinräu-
miger die Gliedstaaten abgegrenzt worden sind.

13 Obwohl diese Forderung als "MOLLsches Primat des passiven Finanzausgleichs" in der
Finanzausgleichstheorie seit langem betont wird, wird sie im materiellen Finanzausgleich
häufig nicht beachtet: Bei sich verändernder Einnahmensituation variieren die Aufgabenträ-
ger vielmehr häufig ihren Aufgabenkatalog bzw. die Intensität der Aufgabenerfüllung, anstatt
die Einnahmenverteilung der Aufgabenverteilung anzupassen.
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Finanzausgleich) sind dann erforderlich, um diesen Mangel der originären
Einnahmenverteilung zu korrigieren.

Die Regelung des Finanzausgleichs i. w. S. kann damit als Abfolge von Ent-
scheidungen betrachtet werden, bei der die Ausgestaltung (die outputs) der ein-
zelnen Regelungsstufen die Rahmenbedingungen (die inputs) für die jeweils
nachgelagerten Regelungsstufen darstellen, die nachgelagerten Regelungsstu-
fen ihrerseits aber auch Rückwirkungen auf die vorgelagerten Stufen haben.
Bei einer solchen Betrachtung wird auch deutlich, daß der Regelungsbedarf auf
einer bestimmten Stufe des Finanzausgleichs nicht nur durch Maßnahmen
gedeckt werden kann, die auf der betreffenden Stufe selbst angesiedelt sind,
sondern ggf. auch dadurch, daß der input für diese Stufe durch Maßnahmen auf
einer vorgelagerten Stufe verändert wird. Häufig ist diese Vorgehensweise, die
die Ursachen für den Regelungsbedarf durch eine Verbesserung der Finanz-
ausgleich-Regelungen vorgelagerter Stufen zu beseitigen versucht, sogar die
einfachere und effizientere Lösung.

2. Die Regelung der Aufgaben und Einnahmen des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks als Form des Finanzausgleichs i. w. S.

2.1. Die Anwendbarkeit der finanzwissenschaftlichen Theorie
des Finanzausgleichs auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk

Die finanzwissenschaftliche Theorie des Finanzausgleichs i. w. S. wurde pri-
mär für die klassischen Staatsaufgaben - und damit für die Aufgaben der Ge-
bietskörperschaften - entwickelt. Die meisten Arbeiten dieser Disziplin befassen
sich somit mit dem ökonomisch zweckmäßigen Aufbau des föderativen Staats,
mit der zweckmäßigen Verteilung der staatlichen Aufgaben auf lokale, regio-
nale, nationale und supranationale Aufgabenträger (in Deutschland also auf
Gemeinden, Bundesländer, den Bund und die EG, die NATO, die UNO und
andere supranationale Gremien) und mit der zweckmäßigen Abgrenzung und
Verteilung der für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben benötigten öffentlichen
Einnahmen, insbesondere der steuerlichen Einnahmen.

In der oben beschriebenen Abstraktion gilt die Theorie aber auch für nicht-
staatliche Aufgabenträger. Beispielsweise lassen sich mit ihr der organisatori-
sche Aufbau, die Aufgabenverteilung und die Einnahmenverteilung parafiskali-
scher Institutionen, wie etwa der deutschen gesetzlichen Sozialversicherung
oder der deutschen Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen, untersu-
chen. Bei dem in der Bundesrepublik gewählten dualen Rundfunksystem, das -
aus unterschiedlichen Gründen - sowohl private als auch kollektive (öffentlich-
rechtliche) Programmangebote umfaßt, gehört auch der öffentlich-rechtliche
Rundfunk zu den Bereichen, deren Aufgaben und Einnahmen nicht nach
Regeln des Marktes (insbesondere: nach Maßgabe der individuellen Kaufkraft
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und individueller Präferenzen) und durch private Unternehmen, sondern nach
gesellschaftspolitischen Vorstellungen und durch kollektive (staatliche oder
parafiskalische) Gremien bestimmt werden.14 Damit gelten auch für diesen
Bereich kollektiven Handelns die von der Theorie des Finanzausgleichs i. w. S.
entwickelten Prinzipien zur Regelung der Aufgaben und Einnahmen.

Die für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu regelnden Teilbereiche und die
zwischen ihnen bestehenden Interdependenzen können somit anhand der
Theorie des Finanzausgleichs i. w. S. systematisiert werden (siehe Abbildung
2). In einem ersten Schritt ist der öffentlich-rechtliche Programmauftrag festzu-
legen, d. h. zu klären, welche Aufgaben dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk
obliegen sollten. Zielsetzung dieses Regelungsbereichs muß es sein, den
öffentlich-rechtlichen Programmauftrag quantitativ und qualitativ möglichst so
exakt und operabel zu definieren, daß hieraus die für die Wahrnehmung dieser
öffentlichen Aufgaben zu tätigenden Ausgaben und somit auch der von den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten benötigte Finanzbedarf abgeleitet wer-
den kann.

Als weitere Teilaufgabe des passiven Finanzausgleichs sind die für die Aufga-
benerfüllung geeigneten Aufgabenträger abzugrenzen. Bezogen auf den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk, dessen Struktur sich in der Bundesrepublik während
nunmehr fast fünf Jahrzehnten entwickelt hat, heißt dies, seine bestehende
Struktur auf ihre Eignung zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Programm-
auftrags zu überprüfen. Für das Fernsehangebot sind dabei insbesondere die
durch die Thesen von Stoiber und Biedenkopf in die aktuelle Diskussion
geratenen Fragen der Zahl und Abgrenzung der bundesweiten Programmange-
bote (ARD-Gemeinschaftsprogramm und ZDF) und der Zahl und Abgrenzung
der Regionalprogramme (der Dritten ARD-Programme) zu klären. Für das Hör-
funkangebot ist vor allem die Zahl und Abgrenzung der von den Landes-
rundfunkanstalten auszustrahlenden Regionalprogramme zu überdenken und
die Berechtigung und Bedeutung bundesweiter öffentlich-rechtlicher Hörfunk-
angebote (wie des Deutschlandradios, DR) und von Hörfunkprogrammen für
das Ausland (wie der Deutschen Welle, DW).

Eine dritte Teilaufgabe des passiven Finanzausgleichs besteht in der Vertei-
lung der Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zwischen den gebilde-
ten Aufgabenträgern. Diese Betrachtung ist getrennt für die Entscheidungs-,
Durchführungs- und Finanzierungszuständigkeiten anzustellen. Diesem Rege-
lungsbereich sind mithin bspw. organisatorische Fragen der ARD zuzurechnen,
etwa der Verteilung von Entscheidungszuständigkeiten für die Programminhalte

                                                
14 Bei einer solchen Formulierung sollte deutlich sein, daß unter öffentlich-rechtlichem Rund-

funk nicht das institutionell bestimmte tatsächliche (positive) Angebot zu verstehen ist, son-
dern ein normativ definiertes Rundfunkangebot (das von dem derzeitigen positiven Angebot
durchaus abweichen kann).
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des ARD-Gemeinschaftsprogramms, der Verteilung der Durchführungszustän-
digkeiten, insbesondere für die Programmproduktion (oder auch für die
Durchführung ARD-weiter Verwaltungsaufgaben) und der Verteilung der Finan-
zierungszuständigkeiten innerhalb der ARD und zwischen der ARD und dem
ZDF (beim Fernsehen) bzw. zwischen der ARD und dem DR und der DW (beim
Hörfunk).

Unter Beachtung der Aufgaben, Aufgabenträgerabgrenzung und Aufgaben-
verteilung sind anschließend die originären Einnahmen des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks festzulegen. Dabei geht es zum einen um die Frage, welche
Einnahmequellen hinsichtlich ihrer Eigenschaften zur Finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks geeignet sind (qualitative Bedarfsgerechtigkeit), zum
anderen um die Frage nach der angemessenen, d. h. bedarfsgerechten Höhe
dieser Einnahmen (quantitative Bedarfsgerechtigkeit).

Abschließend sind die ergänzenden Einnahmen des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks zu regeln. Gemäß der vorgestellten allgemeinen Systematik umfaßt
dieser Bereich die Regelung der aus dem passiven Finanzausgleich folgenden
ergänzenden Einnahmen, d. h. ggf. zu leistender Erstattungen, Internalisie-
rungs- und (De-)Meritorisierungszuweisungen, und die Regelung der aus dem
(suboptimalen) aktiven Finanzausgleich folgenden ergänzenden Einnahmen, im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, insbesondere sog. Ausgleichszuweisungen, die
ggf. bestehende Deckungsquotenunterschiede zwischen dem Finanzbedarf und
der originären Finanzkraft der einzelnen Rundfunkanstalten ausgleichen (der
Konjunktursteuerung dienende Stab i li si er u n gszu we i sun g e n sp ie l e n d a ge g e n
b e im  ö ffe n tl i ch- r e ch tl ich e n Rundfunk, anders als bei den Gebietskörperschaften,
keine Rolle). -- Abbildung 2 stellt die von der Finanzausgleichstheorie unter-
schiedenen Regelungsbereiche und die zwischen ihnen bestehenden Interde-
pendenzen für die Aufgaben und Einnahmen des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks zusammenfassend dar.
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Abbildung 2:
Regelungsbereiche eines rundfunkspezifischen Finanzausgleichs i. w. S.
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2.2. Unzulänglichkeiten des materiell bestehenden
rundfunkspezifischen Finanzausgleichs i. w. S.

Eine Übertragung der ökonomischen Theorie des Finanzausgleichs auf den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk erscheint nach dem Gesagten erfolgverspre-
chend, sie wurde bisher gleichwohl kaum in Angriff genommen. Dies ist umso
bedauerlicher, als bereits ein kurzer Blick auf die bestehenden materiellen
Regelungen der Aufgaben und Einnahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
Unvereinbarkeiten mit den Prinzipien dieser Theorie erkennen läßt. Der Ver-
gleich zwischen (ökonomischer) Norm und Wirklichkeit fördert eine Reihe
unzweckmäßiger oder zumindest unzureichend operationalisierter Regelungen
zutage; würde man diese in der in Abbildung 2 gewählten Darstellungsweise
kennzeichnen, wären ausgedehnte "graue" Regelungszonen zu markieren,
innerhalb derer die materiellen Zuständigkeiten des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks gegen finanzausgleichstheoretische Prinzipien verstoßen oder doch
zumindest nicht die von dieser Theorie geforderte Klarheit aufweisen.

Die materielle Finanzverfassung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks steht
damit - im Vergleich mit der Finanzverfassung der Gebietskörperschaften - auf
einem niedrigeren Entwicklungsstand; in manchen Bereichen erinnert sie an die
provisorischen, nicht ausreichend operationalisierten und diskretionär bis zufäl-
lig (bzw. gemäß der politischen Durchsetzungskraft der Beteiligten) getroffenen
Entscheidungsprozesse, die für die Aufgaben- und Einnahmenkompetenzen
von Bund, Ländern und Gemeinden während der frühen Jahre der Bundesre-
publik charakteristisch waren. Während diese Defizite bei den Gebietskörper-
schaften im Lauf der Jahre aber beseitigt wurden, indem die bestehenden
Rechte und Pflichten anhand expliziter Kriterien objektiviert und diskretionäre
durch regelgebundene Entscheidungen ersetzt wurden15 (und mittlerweile sogar
Kritik an einer Überreglementierung der Finanzverfassung geübt wird), ist der
öffentlich-rechtliche Rundfunk auf diesem Weg von "unbestimmten" zu expli-
ziten und objektiven Rechtsbegriffen und von diskretionären zu regelgebun-
denen Entscheidungsverfahren bisher nicht recht vorangekommen.

Die  - vor allem von der neuen Institutionenökonomik16 betonte - Einsicht, daß
eine explizite und ausdifferenzierte Regelung von Rechten und Pflichten nicht
nur für das individuelle Handeln von Einzelpersonen, sondern auch für das kol-
lektive Handeln von Institutionen erforderlich ist, weil dadurch die Rechtssicher-
heit und die Anreize zu effizientem und gesamtwirtschaftlich wohlfahrtsstei-
gerndem Verhalten erhöht (bzw. die Gefahr von opportunistischem und gesamt-

                                                
15 Siehe hierzu bspw. RENZSCH 1991; WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT BEIM BMF 1992,

speziell für die Regelung des Länderfinanzausgleichs ausführlich auch ZABEL 1985.

16 Siehe für einen einführenden Überblick über diese Theorie  ELSNER 1987, SCHENK 1992
und RICHTER 1994. Für eine ausführlichere Sammlung neuerer Arbeiten der Institutionen-
ökonomik siehe FURUBOTN/RICHTER 1991.
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wirtschaftlich schädlichem Verhalten verringert) werden, hat sich in der
Regelung der deutschen Rundfunkordnung bisher nicht niedergeschlagen.

Ohne diesen negativen Gesamtbefund an dieser Stelle im einzelnen zu bele-
gen,17 werden im folgenden nur die gravierendsten dieser grauen Zonen eines
rundfunkspezifischen Finanzausgleichs aufgezeigt. Dabei folgt die Auflistung
wiederum der in Abschnitt 1 beschriebenen logischen Abfolge.

 2.2.1. Unzulängliche Bestimmung des Programmauftrags

Am Beginn der Abfolge von Entscheidungen des "passiven Finanzausgleichs"
steht die Bestimmung der den verschiedenen kollektiven Aufgabenträgern ob-
liegenden Aufgaben. Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist dies bis heute
nicht gelungen. Trotz einer Vielzahl wissenschaftlicher Arbeiten, die sich (haupt-
sächlich aus juristischer Sicht) mit der Präzisierung des öffentlich-rechtlichen
Programmauftrags befaßt haben,18 ist es bspw. ungeklärt, wieviel Hörfunkpro-
gramme eine Landesrundfunkanstalt betreiben darf, welchen zeitlichen Umfang
das öffentlich-rechtliche Hörfunk- und Fernsehangebot umfassen sollte, ob der
öffentlich-rechtliche Rundfunk Spartenprogramme ausstrahlen darf und ob er
die Gebühren für teure Sportübertragungsrechte oder für triviale Unterhaltungs-
sendungen a la "Gaudimax" ausgeben darf.19

Versucht man diese Fragen anhand der in der Marktwirtschaft geltenden
Grundsätze zu beantworten, so ist hierbei prinzipiell von einer Subsidiarität zwi-
schen privater und kollektiver Aufgabenerfüllung auszugehen: Danach sind nur
diejenigen Aufgaben kollektiv (d. h. vom Staat oder von anderen öffentlichen
Aufgabenträgern) wahrzunehmen, die vom privaten Sektor nicht oder nicht
ebenso gut wahrgenommen werden können.20 Obwohl von der Ökonomie auf-
gezeigt worden ist, welche "Marktmängel" und welche Ursachen fehlender
"Marktfähigkeit" eine solche kollektive Aufgabenerfüllung begründen,21 stößt die
Umsetzung dieses Prinzips auf beträchtliche Schwierigkeiten. Diese ergeben
sich einmal daraus, daß die mit Marktmängeln und fehlender Marktfähigkeit ver-
bundenen Nachteile (ökonomisch: Kosten) - ebenso wie die bei einer kollekti-
ven Bereitstellung in Kauf zu nehmenden Nachteile ("Staatsmängel") je nach
ideologischer Überzeugung ganz unterschiedlich beurteilt werden. Zudem wird
es mit zunehmender Komplexität und "Multifunktionalität" von Aufgaben immer
                                                
17 Siehe hierzu KOPS 1995d.

18 Siehe bspw. die unlängst vorgelegte sorgfältige Bestandsaufnahme von SCHEBLE 1994
und die dort angeführte Literatur.

19 Siehe zur unzweckmäßigen Weite (und nach Meinung der privaten Rundfunkanstalten unzu-
lässigen Überschreitung) dieser Entscheidungsspielräume KRESSE 1995, S. 186ff.

20 Siehe für viele BLUM 1982.

21 Siehe z. B. FRITSCH u. a. 1993.
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schwieriger (und teurer), Art und Ausmaß einer kollektiven Aufgabe erschöp-
fend zu regeln, so daß es aufgrund der damit verbundenen (Transaktions-)Ko-
sten ganz unabhängig von solchen ideologischen Unterschieden auch ökono-
misch rational ist, daß diejenigen, die das Recht der Aufgabenspezifizierung
besitzen (die sog. Prinzipale), dieses Recht nur unvollständig wahrnehmen (und
den die Aufgabe erfüllenden "Agenten" bezüglich Art und Umfang der Aufga-
benerfüllung gewisse Entscheidungsspielräume gelassen).22 Schließlich er-
schweren auch politische Probleme eine exakte Definition kollektiver Aufgaben,
weil deren Vorgabe bei manchen Aufgabenträgern als Eingriff in deren Ent-
scheidungsautonomie angesehen wird.23

Beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk treffen diese verschiedenen Probleme
zusammen. Zum einen ist hier die Abschätzung der Vor- und Nachteile einer
privaten versus kollektiven Bereitstellung besonders schwierig. Während die
Ökonomie nämlich für die meisten Güter, bei denen eine private Bereitstellung
nicht zustande kommt oder ihr die gesellschaftspolitisch gewünschte Qualität
fehlt, die Art des dafür verantwortlichen "Marktversagens" (externe Effekte,
Unteilbarkeiten, Informations- und Anpassungsmängel)24 eindeutig identifizieren
und die Notwendigkeit und den Umfang einer kollektiven Bereitstellung dieser
Güter aufzeigen kann,25 gründet die kollektive (öffentlich-rechtliche) Bereitstel-
lung von Rundfunk letztlich auf der Überzeugung, daß die von den Rundfunk-
rezipienten nachgefragten (und von privaten Anbietern bereitgestellten) Rund-
funkangebote bezüglich ihrer Qualität oder Inhalte nicht den von der Gesell-
schaft an dieses Gut gestellten Ansprüchen genügen.26 Sie unterstellt somit
den Rezipienten "irrationales" Konsumverhalten (auch als "fehlende Konsumen-
tensouveränität" oder "verzerrte Präferenzen" bezeichnet) und bedient sich
damit derjenigen Form von "Marktversagen", die in der Ökonomie (als Theorie

                                                
22 So die Sichtweise einer ökonomischen Disziplin, die unter Rückgriff auf diese Termini im

englischsprachigen Raum als principal agent theory, im deutschsprachigen Raum bisweilen
auch als Theorie der Weisungsbefugnisse bezeichnet wird. Siehe zur ausführlicheren Dar-
stellung dieser Theorie bspw. REES 1985, STIGLITZ 1987 oder LAUX 1990; für eine zusam-
menfassende Darstellung siehe z. B. KARMANN 1992.

23 So werden bspw. die Aufgaben der Gemeinden im Grundgesetz (Art. 28 Abs. 2) nur unbe-
stimmt umschrieben (als "alle Angelegenheiten des örtlichen Wirkungskreises").

24 Siehe zu den Formen von Marktversagen in dieser Systematisierung FRITSCH u. a. 1993.

25 Siehe ebenda.

26 Dagegen läßt sich die kollektive Bereitstellung von Rundfunk durch andere Formen des
Marktversagens (wie bspw. Frequenzknappheiten und die dadurch bedingten Tendenzen zu
monopolistischen oder oligopolistischen Angebotsstrukturen) nicht mehr rechtfertigen. Auch
distributive Erwägungen können angesichts der gefallenen relativen Preise für Rundfunkan-
gebote und angesichts der verteilungspolitischen Möglichkeiten, Einkommensschwachen
den Konsum von Rundfunk zu ermöglichen (bspw. durch Gebührenbefreiungen, Bezugs-
scheine oder Preisermäßigungen), eine kollektive Bereitstellung von Rundfunk heute kaum
mehr rechtfertigen.
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(de-)meritorischer Güter) stärker umstritten und weniger präzisiert ist als alle
anderen Marktversagensformen.27

Trotz dieser Unsicherheiten hätte die Bestimmung des öffentlich-rechtlichen
Programmauftrags anhand des Subsidiaritätsprinzips (hier: speziell anhand der
aus Informationsmängeln resultierenden Meritorisierungsbedürftigkeit) den Vor-
teil, daß sie (anders als der von der Rechtswissenschaft entwickelte Grundver-
sorgungsgedanke) mit den für Güter generell geltenden ordnungstheoretischen
Vorstellungen der Marktwirtschaft vereinbar wäre. Sie zöge auch nicht zwin-
gend einen Bedeutungsverlust des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nach sich,
da es durchaus gewichtige Argumente für eine Stärkung des öffentlich-rechtli-
chen Programmauftrags (und damit ökonomisch formuliert: für die Meritorisie-
rungsbedürftigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks) gibt.28 Vielmehr kann
der aus dem Meritorisierungskonzept abgeleitete öffentlich-rechtliche Pro-
grammauftrag vom "Marginalrundfunk"29 bis zum öffentlich-rechtlichen Rund-
funkmonopol30 reichen.31 Nicht zuletzt wegen dieser ordnungspolitischen Unsi-

                                                
27 In der Finanzwissenschaft ist diese Frage kontrovers erörtert worden. Ausgangspunkt bildete

dabei MUSGRAVEs (1959) Konzept des "meritorischen" (verdienstvollen) Gutes, dessen
Nutzen vom Bürger unterschätzt wird. Analog hierzu ist unter einem "demeritorischen Gut"
ein Gut zu verstehen, dessen Nutzen vom Bürger überschätzt wird (bzw. dessen Kosten
unterschätzt werden). Wichtig ist dabei, daß die Verkennung des wahren Güternutzens nicht
auf Divergenzen zwischen seinen internen und seinen gesamtwirtschaftlichen Wirkungen
(auf externe Effekte) zurückgeführt wird (für deren Beurteilung und Steuerung hätte es nicht
des Musgrave´sche Meritorisierungskonzepts bedurft), sondern auf die fehlende Fähigkeit
oder mangelnde Informationsbasis des einzelnen, den (internen) Nutzen oder die (internen)
Kosten des Gutes korrekt einzuschätzen. Siehe zur Diskussion des Meritorikkonzepts allge-
mein bspw. HEAD 1966, HEAD 1988, PRIDDAT 1992; speziell für seine Anwendbarkeit auf
den Rundfunk siehe KOPS/HANSMEYER 1994, S. 57ff. und 99ff., SCHOLZ 1995.

28 Siehe bspw. die von BLUMLER/HOFFMANN-RIEHM 1992, PLOG 1994, TRACEY 1994 und
KOPS 1995c unterbreiteten Argumente.

29 Die Vertreter dieser Auffassung (siehe bspw. FRANK FURTE R I NSTI TUT FÜR WIRT-
S CHA FTSP O LI TI SCHE  FO RSCHUNG  1 99 1 ) möchten das öffentlich-rechtliche Programm-
angebot auf Sendungen beschränken, die infolge des geringen Publikumsinteresses von pri-
vaten Anbietern nicht angeboten würden, bspw. Sendungen für bestimmte kaufschwache
Minderheiten (Ausländer, Analphabeten, sozial Benachteiligte). Der (öffentlich-rechtliche)
Rundfunk würde dadurch gesellschaftlich wünschenswerte Bildungs-, Integrations- und So-
zialisationsaufgaben übernehmen, die der Markt nicht leisten kann.

30 Die Vertreter dieser Auffassung weisen auf tatsächliche oder latente Gefahren eines Miß-
brauchs von Rundfunk hin, der eine privatwirtschaftliche Bereitstellung dieses Gutes nach
ihrer Meinung vollständig verbietet. In einer weniger radikalen Variante läßt sich ein öffent-
lich-rechtliches Rundfunkmonopol auch dadurch begründen, daß in allen Programminhalten
sozial oder kulturell wertvolle Inhalte oder "Botschaften" übermittelt werden können und sol-
len (selbst in Unterhaltungssendungen) und somit alle Rundfunkprogramme "meritorische"
Inhalte enthalten (sollten), die eine öffentlich-rechtliche Bereitstellung erforderlich machten.
-- Schließlich kann ein öffentlich-rechtliches Rundfunkmonopol auch mit dem Argument zu
begründen versucht werden, daß der öffentlich-rechtliche Rundfunk auch Programme für
den "breiten" Publikumsgeschmack (wie bspw. Unterhaltungs- und Sportprogramme) anbie-
ten müsse, damit er die erforderlichen Einschaltquoten und "Publikumsbindungen" erreicht,
die zur Verbreitung der "originären" meritorischen Programme oder meritorischen Program-
me "erster Ordnung" (bspw. der Programme mit kulturellem, sozialpolitischem und integrati-
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cherheiten bestehen bei einer öffentlich-rechtlichen Bereitstellung von Rundfunk
für den Prinzipalen (den Gebührenzahler bzw. die von ihm eingesetzten
Kontrollgremien) auch besonders große Schwierigkeiten (und damit auch: be-
sonders hohe Transaktionskosten), das Programm- und Finanzgebaren der
Agenten (der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten) zu kontrollieren. Ein im
Vergleich zu anderen kollektiven Aufgabenträgern, wie bspw. den Gebietskör-
perschaften, höheres Maß an Entscheidungsfreiheit ist für den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk deshalb auch ökonomisch sinnvoll.

Schließlich erweist sich für die Definition des öffentlich-rechtlichen Programm-
auftrags auch das in Deutschland geltende Verfassungspostulat der Staats-
freiheit des Rundfunks als Hemmschuh. Zwar bedeutet dies nicht, daß auf eine
Eingrenzung und Definition der öffentlich-rechtlichen Programminhalte
verzichtet werden muß; es bedeutet aber, daß diese Aufgabe nicht vom Staat
(bzw. den Länderparlamenten als der in Deutschland für den Rundfunk zustän-
digen föderalen Ebene) wahrgenommen werden darf und zur kollektiven
Bestimmung des öffentlich-rechtlichen Programmauftrags mithin nicht auf die
ausdifferenzierten und (per Wahl) legitimierten politischen Institutionen zurück-
gegriffen werden kann, mit denen die (Wahl-)Bürger in anderen Bereichen
kollektiver Zuständigkeiten die kollektive Aufgabenerfüllung gemäß ihrer Präfe-
renzen steuern können. U m so  w i chti g er  w är e  es, üb e r  d i e  Ei n ri ch tu n g  sta atsfe r-
n e r ko ll e kti ve r Gr em i e n n a ch zu de n ken , di e  di e se Fu nkti on  ü be r n eh m e n kö n nte n.

2.2.2. Unzulänglichkeiten der Organisationsstruktur

Ähnliche Unzulänglichkeiten bestehen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk hin-
sichtlich der Abgrenzung der Aufgabenträger und der Verteilung der (Pro-
gramm-)Aufgaben zwischen diesen. Nach der Theorie des Finanzausgleichs
sind diese Entscheidungen unter Berücksichtigung "sachlicher" Gründe zu tref-
fen, insbesondere der räumlichen und funktionalen Diffundierung der bereit-
zustellenden kollektiven Güter und Leistungen und der Heterogenität der Prä-
ferenzen der zu versorgenden Bürger.32 Wie im allgemeinen Teil ausgeführt, ist

                                                                                                                                              

vem Auftrag) benötigt würden. Sportschau und Gaudimax werden damit zu "derivativen"
meritorischen Gütern oder meritorischen Gütern "zweiter Ordnung".

31 Ob bspw. der Nutzen politischer Magazine oder bestimmter Kultur- und Bildungsangebote
vom Rundfunkteilnehmer unterschätzt wird und folglich a) die einzelnen meritorisierungswür-
digen Sendungen (wie beim sog. video publishing. vgl. BLUMLER/HOFFMANN-RIEM 1992,
S. 406), b) ganze Programmanbieter oder c) die Institution des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks insgesamt subventioniert werden sollte (zu den letzteren Alternativen siehe
SCHELLHAASS 1994), ist umstritten. Ebenso umstritten ist, ob der Nutzen bestimmter Pro-
grammangebote (bspw. pornographische und gewaltverherrlichende Programme), vom
Rundfunkteilnehmer überschätzt wird und hieraus das Recht zur Zurückdrängung oder sogar
zu einem Verbot solcher Programmangebote abgeleitet werden kann.

32 Vgl. KOPS 1985a.
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hierbei zwischen einer Entscheidungs- und einer Durch fü h ru n g s- /Ver w a ltu ng s-
zu stä n d i gke it)  zu unterscheiden, wobei beide Kompetenzarten abweichend von-
einander geregelt werden können, falls es sich um kontraktfähige Güter und
Leistungen handelt, bei denen der entscheidungsbefugte Aufgabenträger (mit
vertretbaren Transaktionskosten) kontrollieren kann, ob ein anderer, die
Aufgabe ausführender Aufgabenträger seine Vorgaben beachtet.

Für die Bestimmung der Entscheidungszuständigkeit ist primär der regionale
oder funktionale Wirkungsbereich der Aufgabe maßgeblich: Sie ist derart auf
die bestehenden Aufgabenträger zu verteilen bzw. neu zu bildende Aufgaben-
träger sind derart abzugrenzen,33 daß die Kollektivmitglieder mit dem Kreis der
durch die Aufgabenwirkungen Betroffenen möglichst übereinstimmen. Gehen
die Wirkungen über den Kreis der Kollektivmitglieder hinaus, ergeben sich
Externalitäten, weil ein Teil der Betroffenen nicht entscheidungsberechtigt ist.
Erstrecken sich umgekehrt die Wirkungen auf nur einen Teil der Kollektivmit-
glieder, ergeben sich sog. Frustrationskosten,34 weil auch nicht Betroffene (de-
ren Präferenzen von denjenigen der Betroffenen abweichen können) an den
Entscheidungen mitwirken. Da sowohl Externalitäten als auch Frustrationsko-
sten dazu beitragen, daß die getroffenen und die von den Betroffenen ge-
wünschten Entscheidungen auseinanderfallen, ist die Größe (und damit auch:
die Anzahl) von Aufgabenträgern so zu wählen (bzw. sind die Aufgaben bei ge-
gebener Abgrenzung der Aufgabenträger so zu verteilen), daß die Summe die-
ser beiden Formen von Wohlfahrtsverlusten minimiert bzw. der nach Abzug
externalitäts- und frustrationskostenbedingter Wohlfahrtsverluste verbleibende
Nutzen maximiert wird.35 Über Güter mit weitem Wirkungskreis und/oder homo-
genen Präferenzen sollten dann Aufgabenträger mit weiten Zuständigkeitsberei-
chen (räumlich: internationale Aufgabenträger) entscheiden; über Güter mit
mittleren/oder weniger homogenen Präferenzen sollten Aufgabenträger mit mitt-
leren Zuständigkeitsbereichen (räumlich: nationale oder regionale Aufgaben-
träger) entscheiden; und über Güter mit engem Wirkungskreis und/oder hete-
rogenen Präferenzen sollten Aufgabenträger mit engen Zuständigkeitsbe-
reichen (räumlich: lokale Aufgabenträger) entscheiden.

                                                
33 Ob Aufgaben auf bestehende Aufgabenträger verteilt oder die Abgrenzung der Aufgabenträ-

ger verändert wird (d. h. neue Aufgabenträger gebildet werden), ist eine hier nicht vertiefte
Frage, die sich grundsätzlich durch den Vergleich der Vorteile einer multiföderativen Organi-
sationsstruktur (in der für jede Aufgabe ein optimal abgegrenzter Aufgabenträger existiert)
mit den Nachteilen einer solchen Struktur (insbesondere den damit verbundenen Transak-
tionskosten und entgehenden Fühlungsvorteilen) beantworten läßt. Siehe hierzu ausführli-
cher  KOPS/HANSMEYER 1994, S. 40ff.

34 Der Begriff der Frustrationskosten geht zurück auf PENNOCK 1959. BUCHANAN/TULLOCK
verwenden statt dessen in ihrer grundlegenden Arbeit "The Calculus of Consent" (1962)
bedeutungsgleich den Begriff der expected external costs.

35 Siehe hierzu aus verfassungsökonomischer Sicht ebenda, sowie KIRSCH 1993, S. 10ff.; aus
betriebswirtschaftlicher Sicht siehe bspw. LAUX 1990.
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Hingegen sind für die Bestimmung der Durchführungszuständigkeit primär die
Produktionskosten in Abhängigkeit von der Größe (und Ausbringungsmenge)
der Aufgabenträger maßgeblich. Folglich sollten Güter, die ihre Betriebsoptima
bei großen Ausbringungsmengen bzw. bei der Versorgung großer Kollektive er-
reichen, von funktional bzw. regional weit abgegrenzten Aufgabenträgern
bereitgestellt werden; bei Gütern, die ihre Betriebsoptima bei mittleren oder
kleinen Ausbringungsmengen aufweisen, wäre die Bereitstellung entsprechend
enger abgegrenzten Aufgabenträgern zu übertragen.

Auf den Rundfunk sind diese Regeln des "passiven Finanzausgleichs" schwer
übertragbar, weil (einfacher meßbare) technisch-physikalische Grenzen der
Versorgung, die bspw. für die Energieversorgung, die Verkehrs- und Abfallwirt-
schaft und viele andere Bereiche maßgeblich sind, für die Bereitstellung von
Rundfunkprogrammen kaum mehr eine Rolle spielen (u. a. auch wegen der
gestiegenen Verbreitung per Kabel und Satellit),36 sondern (schwerer meßbare)
funktionale und regionale Präferenzunterschiede der Rundfunkteilnehmer im
Vordergrund stehen.37 Trotz der methodischen Probleme, diese zu ermitteln,
stimmt die Vorgehensweise mit derjenigen, die für andere Arten kollektiver Auf-
gaben üblich ist, grundsätzlich aber überein: Auch beim Rundfunk sind die Auf-
gabenträger so abzugrenzen bzw. die Aufgaben so zwischen den bestehenden
Aufgabenträgern zu verteilen, daß der Saldo aus dem Nutzen des Rundfunkan-
gebots und den mit seiner Bereitstellung verbundenen (Produktions- und Trans-
aktions-)Kosten maximiert wird.

Dabei ist davon auszugehen, daß beim Rundfunk sowohl der Nutzen als auch
die Kosten pro Rezipient mit steigender regionaler und funktionaler Zuständig-
keit (bzw. mit abnehmender Anzahl) der Aufgabenträger sinken. Bei den Kosten
ist dies unmittelbar einsichtig, weil die von der Kollektivgröße unabhängigen
Kosten für die Programmerstellung sich mit zunehmender Kollektivgröße auf
mehr Rezipienten verteilen. Bei der Nutzenkurve ist der Verlauf zunächst
weniger verständlich, wenn man, wie in der Literatur häufiger behauptet,
Rundfunk als "reines öffentliches Gut" bezeichnet, dessen Konsum nicht
rivalisiert, d. h. bei dem der Nutzen für den einzelnen Rezipienten unabhängig
von der Gesamtzahl der Rezipienten ist. Allerdings ist eine solche Sichtweise
allenfalls im Hinblick auf die technische Qualität des Programmempfangs rich-
tig; hier wird der einzelne Nutzer in der Tat nicht durch die Erhöhung der

                                                
36 Die technische Verbreitung der Sendungen ist nur eine, heute vergleichsweise unbedeu-

tende Aufgabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (was auch daran erkennbar ist, daß
hierfür nur ca. 7 % der Gesamtausgaben verwendet werden). Entsprechend gering sind die
aus dieser Teilaufgabe folgenden Konsequenzen für die Abgrenzung der Aufgabenträger. Im
Mittelpunkt steht demgegenüber die inhaltliche Konzeption und Produktion der Sendungen.

37 Zur Abgrenzung der regionalen und funktionalen Wirkungsbereiche und dem sich dadurch
ergebenden "Öffentlichkeitsgrad" von Gütern im allgemeinen und von Rundfunkgütern im
besonderen siehe ausführlich KOPS/HANSMEYER 1994, S. 14ff.
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Gesamtzahl der Rundfunkempfänger in seinem Konsum beeinträchtigt. Sie ist
aber nicht richtig bezüglich des von den Programminhalten abhängigen Nut-
zens: Weil diese Inhalte mit der Ausweitung der Kollektivgröße an den (unter-
schiedlichen) Wünschen und Interessen von mehr Zuschauern und Zuhörern
ausgerichtet werden müssen, können Programme, die große, heterogene Rezi-
pientengruppen versorgen, nicht im gleichen Maß den Interessen und Wün-
schen des einzelnen gerecht werden wie Programme, die sich an kleine, homo-
gene Rezipientengruppen (im Extrem: an den einzelnen Zuschauer/Zuhörer)
richten. Insofern fällt beim Rundfunk der Nutzen für den einzelnen mit zuneh-
mender Kollektivgröße ebenso wie bei klassischen "Clubgütern" wie Schwimm-
bädern, Parkanlagen oder Straßen.38

Die Zahl (und Größe) von Rundfunkanbietern kann mithin nach dem gleichen
Prinzip bestimmt werden, wie dies die Clubtheorie für alle Kollektivgüter mit be-
grenzter Konsumrivalität vorschlägt:39 Die mit der Ausweitung der Kollektivgrö-
ßen (und der Verminderung der Aufgabenträger) verbundenen Kosteneinspa-
rungen sind den zugleich in Kauf zu nehmenden Nutzeneinsparungen gegen-
überzustellen. An diesem Kriterium hat sich sowohl die räumliche Abgrenzung
von Rundfunkanstalten zu orientieren, die im Mittelpunkt der aktuellen Ausein-
andersetzungen um die Zahl der ARD-Rundfunkanstalten und das Nebenein-
ander von Erstem ARD-Programm und ZDF steht, als auch eine mit dem ge-
planten Engagement des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Bereich sog.
Spartensender erforderlich werdende funktionale Abgrenzung.

Zugleich wird deutlich, daß die Antworten auf solche Fragen der Organisa-
tionsstruktur des öffentlich-rechtlichen Rundfunks trotz des mittlerweile von der
ökonomischen C l ub g ü ter th eo r i e e n tw i cke l ten  d iffe r e nzi e rte n  In stru m e nta ri u m s40

wesentlich von nicht weiter begründeten Wertungen darüber abhängen, inwie-
weit eine Reduzierung der Zahl öffentlich-rechtlicher Rundfunkanbieter einen
gesellschaftspolitischen Nutzenentgang bedeutet und ob dieser durch die da-
durch erreichbaren Kosteneinsparungen gerechtfertigt werden kann. Um so
                                                
38 Anders als dort sind die "Überfüllungskosten" aber nicht technisch-physikalisch, sondern

psychisch-kognitiv bedingt: Weil das sich an größere Rezipientengruppen richtende Pro-
gramm mit heterogenen Inhalten "überfüllt" ist, kann es den Präferenzen des einzelnen not-
gedrungen weniger gerecht werden, d. h. es entstehen die bereits erwähnten Frustrations-
kosten. Diese schmälern den Nutzen bei Programmarten, bei denen die Programmwünsche
der Rezipienten besonders heterogen sind (bspw. lokale Sportnachrichten und kommunal-
politische Sendungen) mit zunehmender Ausweitung des Publikums stärker als bei Pro-
grammarten, bei denen die Programmwünsche weniger heterogen sind (z. B. Schulfunksen-
dungen, Reisewetterberichte und Sendungen mit internationaler Popmusik, bei denen die
Präferenzen national oder gar international nahezu homogen sind). Siehe hierzu KOPS/
HANSMEYER 1994, S. 76ff.

39 Die Theorie geht zurück auf die grundlegende Arbeit von B u c h a n a n  1965. Für eine aus-
führliche Darstellung der erweiterten Theorie siehe CORNES/SANDLER 1986, mit bezug auf
den Rundfunk auch KOPS/HANSMEYER 1 9 9 4 ,  S .  31 f f . 

40 Siehe CORNES/SANDLER 1986. 
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mißlicher ist, daß die für rationale Entscheidungen erforderlichen Berechnun-
gen, die zugegebenermaßen mit einem erheblichen analytischen, methodi-
schen und datentechnischen Aufwand verbunden sind, bisher weitgehend aus-
stehen. Anstatt diese Lücke zu füllen, wird die bestehende "historisch gewach-
sene" Abgrenzung der Aufgabenträger pauschal mit den Vorteilen des Födera-
lismus zu rechtfertigen versucht; und ökonomische Argumente für eine Neuab-
grenzung werden mit dem Hinweis abgetan, damit werde die Sichtweise unzu-
lässig verkürzt (was von einem falschen Verständnis von Ökonomie zeugt).
Selbst die beklagenswerte Tatsache, daß alle Bemühungen um die Neugliede-
rung der Bundesländer bisher gescheitert sind, muß als Argument herhalten,
auch auf eine Neuabgrenzung der Landesrundfunkanstalten zu verzichten. An-
statt sich einer rationalen Prüfung und ggf. Verbesserung der bestehenden Auf-
gabenträgerabgrenzung zu widmen, wird damit auch in diesem Bereich des
passiven Finanzausgleichs an (durchaus nicht "gewachsenen", sondern von
den Alliierten mehr oder minder zufällig bzw. anhand "militär-administrativer Ge-
sichtspunkte"41 festgelegten) Strukturen festgehalten.

Folglich werden auch bei diesem Regelungsbereich die von der Finanzaus-
gleichstheorie aufgestellten Prinzipien verletzt oder doch zumindest nicht die für
ökonomisch rationale Entscheidungen erforderlichen Güterabwägungen vor-
genommen. Von daher ist es durchaus positiv zu bewerten, daß die Organisa-
tionsstruktur des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in den letzten Monaten, hef-
tiger als bei früheren Debatten, das Interesse der Öffentlichkeit gefunden hat.42

2.2.3. Unzulängliche Regelung der ergänzenden Aufgaben

Wie im allgemeinen Teil bereits ausgeführt, ergibt sich die Notwendigkeit er-
gänzender Aufgabenregelungen daraus, daß im vorgelagerten Regelungsbe-
reich (der originären Aufgabenverteilung) bestimmte Zuständigkeiten subopti-
mal geregelt wurden, mit Blick auf die Transaktionskosten die nachträgliche

                                                
41 So die Formulierung bei ESCHENBURG 1950, S. 19.

42 Den Anstoß hierzu gab ein Thesenpapier der Ministerpräsidenten Bayerns und Sachsens,
Edmund Stoiber und Kurt Biedenkopf (STOIBER/BIEDENKOPF 1995), in dem die Abschaf-
fung des ARD-Gemeinschaftsprogramms (des ERSTEN Fernsehprogramms) gefordert wur-
de. In der dadurch ausgelösten Diskussion wurden aber auch andere, z. T. bereits bekannte,
z. T. aber auch neue Vorschläge zur Reform der Organisationsstruktur des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks unterbreitet. Diese reichen von einer Unterstützung der von Stoiber/
Biedenkopf geforderten Abschaffung des ersten Programms (oder auch einer stattdessen
vorgeschlagenen Privatisierung des Zweiten Deutschen Fernsehens) über gemäßigte Forde-
rungen nach einer Reduzierung des bundesweiten Fernsehprogrammangebotes der ARD
bis hin zur entgegengesetzten Forderung, die Leistungen des Gemeinschaftsprogramms
weiter auszubauen (etwa durch die Einführung eines "Kinderkanals", eines "Ratgeber-
Kanals" oder anderer Spartenangebote). Zur Darstellung und Systematisierung der unter-
breiteten Reformvorschläge siehe ausführlich KOPS 1995a; für eine erste Bewertung siehe
KOPS 1995b.
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(derivative) Korrektur der daraus resultierenden Mißstände der Verbesserung
(Perfektionierung) der orginären Zuständigkeiten aber vorzuziehen ist. Solche
Regelungen können aus mehreren Gründen erforderlich sein:

1. kann es mit Blick auf die Einsparung von Produktions- oder Transaktionsko-
sten sinnvoll sein, bestimmte Aufgaben abweichend von der originären Zu-
ständigkeit durch andere Aufgabenträger wahrnehmen zu lassen; populäre
Beispiele sind die Aufgabendelegation und die Amtshilfe, die zwischen den
Gebietskörperschaften gang und gäbe sind (und dort durch eine Fülle von
Gesetzen und Verordnungen eindeutig geregelt wird).

2. gehen von der Wahrnehmung vieler Aufgaben externe Effekte für andere
Aufgabenträger aus; weil deren Internalisierung zu teuer (oder bei Gütern mit
multifunktionaler Wirkung auch technisch nicht möglich) wäre, bedient man
sich nachträglicher Kompensations- bzw. Internalisierungsregeln.

3. können zwischen den kollektiven Aufgabenträgern unterschiedliche Auffas-
sungen hinsichtlich des Nutzens bestehen, die eine Aufgabe für die Mitglie-
der anderer Aufgabenträger oder föderativ übergeordneter Ebenen auslöst;
ebenso wie im Verhältnis zwischen Kollektiv und Individuum kann in diesen
Fällen eine (De-)Meritorisierung solcher Aufgaben zwischen den verschiede-
nen kollektiven Aufgabenträgern angeraten sein.

Auch im öffentlich-rechtlichen Rundfunk besteht ein solcher derivativer Rege-
lungsbedarf in vielfältiger Form. Erwähnt seien nur die Hilfestellungen, die die
Mitglieder der ARD untereinander leisten (bspw. bei der Bereitstellung von
Übertragungswagen, Studiokapazitäten und z. T. auch von Personal für Berich-
te, die die Landesrundfunkanstalten innerhalb fremder Sendebereiche erstel-
len). Auch Externalitäten finden sich im deutschen öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zuhauf, einmal durch die gebietsüberschreitende terrestrische Übertra-
gung, vor allem aber durch die Kabel- und Satellitenübertragung der Dritten
Programme in anderen Sendegebieten und durch die bundesweite Übertragung
der Anstaltsbeiträge im Gemeinschaftsprogramm der ARD.43 Hinzu treten sog.
Finanzierungexternalitäten aufgrund des bei den sog. Zulieferungen vorge-
nommenen Verzichts auf Kostenverteilung wie auch aufgrund der Pauschalität
der bei den Gemeinschaftsaufgaben und -beiträgen verwendeten Finanzie-
rungsschlüssel.44 Schließlich sind auch meritorische Argumente für das ARD-
Gemeinschaftsprogramm konstitutiv.45

Im Vergleich dazu sind die materiellen Regeln der ergänzenden Aufgabenver-
teilung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk spärlich. Die Voraussetzungen und

                                                
43 Siehe hierzu ausführlicher GRÄTZ 1995 sowie KOPS 1995e.

44 Siehe ebenda sowie SEIDEL/LIBERTUS 1993, S. 94ff.

45 Zur Interpretation des ARD-Gemeinschaftsprogramms als einem Instrument "integrationsför-
dernder Meritorisierung" siehe KOPS 1995b.
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die Form gegenseitiger Amtshilfe und Delegation sind überhaupt nicht oder nur
unzulänglich spezifiziert, und die daraus abzuleitenden Finanzierungsfolgen
bleiben i. a. offen. Entsprechend diskretionär und willkürlich können die Rund-
funkanstalten über solche Fragen entscheiden.46 Bei der Internalisierung und
Meritorisierung anstaltsübergreifender Programm- und Finanzierungswirkungen
weisen die materiellen Regelungen noch größere Grauzonen auf. Daß es
jenseits der (originären) Entscheidungen, die in der ARD weitgehend einstim-
mig getroffen werden, überhaupt einer ergänzenden Regelung solcher anstalts-
übergreifender Wirkungen bedürfen könnte, wird - von wenigen Ausnahmen
abgesehen - gar nicht gesehen. Und anders als bei den Gebietskörperschaften,
bei denen für die Internalisierung und Meritorisierung gebietsübergreifender
Entscheidungen ein umfangreiches Instrumentarium zur Verfügung steht,47 das
von der Verfassungs- und einfachen Gesetzgebung im Zeitablauf zunehmend
ausdifferenziert worden ist,48 sucht man nach derartigen Elementen der
ergänzenden Aufgabenverteilung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk vergeblich.

2.2.4. Unzulängliche Spezifizierung der originären Einnahmenverteilung

Nach der Finanzausgleichstheorie sind den Aufgabenträgern Einnahmen zu
überlassen, die sie hinsichtlich ihrer Höhe in die Lage versetzen, die ihnen
übertragenen Aufgaben bei wirtschaftlichem Finanzgebaren zu erfüllen (quanti-
tative Eignung oder Bedarfsgerechtigkeit der Einnahmen) und die auch hinsicht-
lich ihrer Eigenschaften eine angemessene Aufgabenerfüllung ermöglichen
(qualitative Eignung).49 Zur Frage der qualitativen Eignung gehört auch, ob es
sich dabei um originäre Einnahmequellen (Steuerrechte, Gebührenrechte,
Rechte wirtschaftlicher Betätigung) handeln sollte, wie sie bspw. Bund, Ländern
und Gemeinden (und auch den Kirchen) gewährt werden, oder um derivative
Einnahmen, d. h. Finanzzuweisungen, die den Aufgabenträgern von anderen
                                                
46 Den höchsten Grad der Explizitheit weisen noch die Vereinbarungen zur gegenseitigen

Überlassung von Übertragungswagen auf, zu der sich die Rundfunkanstalten grundsätzlich
verpflichtet haben. Da diese Verpflichtung aber durch die (nicht zu belegende) Vorausset-
zung eingeschränkt wird, daß nicht alle Ü-Wagen für eigene Zwecke benötigt werden, ver-
liert auch diese Regelung die für die Begründung von Anspruchs- (und Ausgleichs-)Rechten
erforderliche Verbindlichkeit.

47 Siehe z. B. die in Art. 91 a, b GG und 104a, Abs. 3, 4 GG geregelten Gemeinschaftsaufga-
ben und Investitionshilfen des Bundes.

48 Siehe zur Fortentwicklung der gerade genannten Instrumentarien bspw. FÜCHSEL 1985, S.
68ff.

49 Siehe bspw. KOPS 1985b. Der Grundsatz wird von der Rechtsprechung auch (an-)erkannt.
Wenn das Bundesverfassungsgericht im Gebührenurteil (S. 40) davon spricht, dieses "Erfor-
dernis funktionsgerechter Finanzierung" des öffentlich-rechtlichen Rundfunks "schon früher
entwickelt" zu haben, bestätigt sich allerdings der (auch in früheren Rundfunkurteilen
erkennbare) Eindruck, daß eine solche "gedanklichen Entwicklung" nur deshalb erforderlich
war, weil die von anderen Disziplinen, insbesondere von der Ökonomie, entwickelten Lehren
von den Verfassungsrichtern nicht zur Kenntnis genommen werden.
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Aufgabenträgern überlassen werden (bspw. die den Gemeindeverbänden von
den Gemeinden überlassenen Umlagen oder die vom Bund verschiedenen ge-
meinnützigen Aufgabenträgern gewährten Zuweisungen).50

Die meisten dieser Fragen, die für die Gebietskörperschaften in zahlreichen
finanzwissenschaftlichen Arbeiten erörtert worden sind, sind beim öffentlich-
rechtlichen Rundfunk bisher erstaunlich wenig reflektiert worden. Ob es ökono-
misch sinnvoll ist, den Rundfunkanstalten eine originäre Einnahmequelle zu
überlassen, müßte beispielsweise durch den Vergleich ihrer Vor- und Nachteile
gegenüber einer derivativen Einnahmequelle grundsätzlich überdacht werden.51

Ebenso sollte innerhalb der Gruppe originärer Einnahmen die Entscheidung für
eine (Haupt-)Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks durch Gebüh-
ren (und nicht durch Steuern) überprüft werden: Während eine solche in den
Frühzeiten des Rundfunks wegen seines damaligen Gutscharakters (als eines
spezifischen, radizierbaren Gutes) gerechtfertigt war, ist die Gebührenfähigkeit
der heute vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk erbrachten Leistungen ange-
sichts seines Wandels zu einem kollektiven Gut zweifelhaft.52 Schließlich steht
auch die umfassende ökonomische Erörterung der (juristisch oft dogmatisch
behaupteten) Zweckmäßigkeit einer bundesweit einheitlichen Rundfunkgebühr
aus.

Einer sorgfältigeren ökonomischen Überprüfung bedürfte auch die qualitative
Eignung der dem Rundfunk zu überlassenden nichtgebührlichen Einnahmen.
Die Argumente für Werbeeinnahmen, die die Befürworter einer "dualen"
Finanzierung anführen,53 sind ökonomisch wenig überzeugend. Daß Werbeein-
nahmen als marktliche Einnahmequelle zu einer Anpassung des "Werbeumfel-
des" an die Wünsche der werbetreibenden Wirtschaft (und damit an ein mit dem
öffentlich-rechtlichen Auftrag nicht zu vereinbarendes Programm) führen, läßt
sich aus den elementaren Gesetzen von Angebot und Nachfrage deduzieren;
die damit verbundene Angleichung an private Programmangebote bedarf des-

                                                
50 Siehe bspw. ZIMMMERMANN 1979.

51 Ob der mit der Überlassung originärer Einnahmenquellen verbundene Anreiz, die zugeteilten
Einnahmequellen zu pflegen und zu stärken, der bspw. für die Kommunen von Bedeutung
ist, bei den Rundfunkanstalten nennenswert zu Buche schlägt, ist wegen der fehlenden
Hebesatzautonomie der Rundfunkgebühr (Einheitlichkeit des Gebührensatzes) und der be-
grenzten Relevanz der Gebührenhöhe für Wohnortverlagerungen zu bezweifeln. Wegen der
Unzweckmäßigkeit des bei den Gebühreneinnahmen angewandten Prinzips des örtlichen
Aufkommens und der Probleme, ein für die Verteilung der Gebührenhöhe geeignetes (be-
darfsgerechtes) originäres Verteilungskriterium zu finden, ist die Überlassung originärer (Ge-
bühren-)einnahmen im Gegenteil mit gewichtigen Nachteilen verbunden. Dagegen könnten
derivate Einnahmen gewichtige Vorteile besitzen, falls objektive und gegen politische
Disziplinierungsversuche geschützte Verteilungsschlüssel entwickelt werden könnten.

52 Zum Wandel des Rundfunks vom gruppenspezifischen zum kollektiven Gut und den damit
verbundenen Finanzierungskonsequenzen siehe HANSMEYER 1995.

53 Siehe bspw. ZDF 1994.
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halb gar nicht der induktiven Bestätigung durch Programmanalysen54 (deren
Bestätigungen wegen vermeintlicher methodischer Mängel bestritten werden).
Eine für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk wegen dieser Programmeffekte
ungeeignete55 (bzw. allenfalls für die im öffentlich-rechtlichen Rundfunk
enthaltenen "marktlichen" Programmanteile geeignete)56 Einnahmequelle kann
auch nicht mit dem immer wieder angeführten Hinweis auf die bei einer aus-
schließlichen Gebührenfinanzierung bestehende Abhängigkeit vom Staat ge-
rechtfertigt werden.57, 58 -- Schließlich verdiente auch die Berechtigung anderer
Ertragseinkünfte, deren Bedeutung mit der Vermarktung von Programmrechten
und dem von den Öffentlich-rechtlichen geplanten Engagement im Sparten-
rundfunk wachsen wird, eine intensivere ökonomische Erörterung.

Solche und weitere aus der Finanzausgleichstheorie ableitbare Fragen sind
für die Rundfunkordnung bisher kaum gestellt, geschweige den befriedigend
beantwortet worden. Abgesehen von der in mehreren Verfassungsurteilen ent-
haltenen Feststellung, nach der die Gebühreneinnahmen die "vorrangige" Ein-
nahmequelle und Werbeeinnahmen zulässig seien, solange sie im Vergleich zu
den Gebühreneinnahmen quantitativ nachrangig blieben, fehlen sämtliche
Regelungen zur Spezifizierung der Art und Anteile der für die Erfüllung des
öffentlich-rechtlichen Programmauftrags erforderlichen Einnahmen. Auch dieser
Bereich des rundfunkspezifischen Finanzausgleichs weist deshalb die Grau-

                                                
54 Siehe z. B. MERTEN 1994.

55 Die fehlende Eignung von Werbeeinnahmen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk wird in
der jüngeren Vergangenheit von einer ganzen Reihe (u. a. auch dem öffentlich-rechtlichen
Rundfunk nahestehender) Wissenschaftler und Rundfunkpolitiker behauptet. Siehe für viele
LANGENBUCHER 1994 und v. SELL 1994.

56 Unter marktlichen Programmangeboten sind (bei der oben getroffenen Definition der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks als Anbieter meritorischer Programme) die nicht-meritorischen, d.
h. nach Maßgabe marktlicher Präferenzen und damit von privaten Rundfunkanbietern
bereitstellbaren Programme zu verstehen. Daß auch solche Programme vom öffentlich-
rechtlichen Rundfunk bereitgestellt werden sollten, läßt sich bspw. mit der Notwendigkeit
begründen, durch solche Marktangebote die Einschaltquoten zu erzielen, die für die Erfül-
lung der meritorischen Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erforderlich seien.
Massenattraktive Unterhaltung wird damit zum "intermediären" meritorischen Gut oder zum
"meritorischen Gut zweiter Ordnung". Zu einer solchen Begründung und Präzisierung der
Einnahmenarten und -anteile des öffentlich-rechtlichen Rundfunks siehe bspw. SCHELL-
HAASS 1994.

57 So unlängst bspw. wieder von RADECK 1994 und BERG 1995.

58 So wenig wie der Freund reinen Weins auf die Idee käme, die Verunreinigung durch Korken
durch die Beigabe von Chemikalien zu heilen (sondern eher auf die Verwendung besserer
Korken drängen würde), sollte eine fehlerhafte Einnahmequelle durch die Einführung oder
Ausweitung einer anderen, wohl noch unzulänglicheren Einnahmequelle korrigiert werden.
Stattdessen sollte, wie auch im Gebührenurteil gefordert wird, die Güte der Gebührenfinan-
zierung durch eine höhere Objektivität der Bemessungskriterien und die Staatsfreiheit des
Festsetzungsverfahrens erhöht werden.
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zonen auf, die für die Verfassung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in
Deutschland charakteristisch sind.
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2.2.5. Unzulängliche Regelung der ergänzenden Einnahmen

Nach dem Gesagten verwundert es nicht, daß auch und gerade die Regelung
der ergänzenden Einnahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wenig über-
zeugen kann. Zum einen trägt hierzu vermutlich (wie bei der Aufgabenvertei-
lung) die geringere politische Relevanz der derivativen im Vergleich zu den ori-
ginären Regelungen bei: Wie im passiven so wird auch im aktiven Finanzaus-
gl e ich  so l che n  er g ä nze n de n  Re g e lu n g en  n ur  von  e in i g en  Praktikern und Spezia-
listen Aufmerksamke i t g e sch e nkt. Zum anderen erklärt es sich aus den be-
schriebenen Defiziten in den dem ergänzenden aktiven Finanzausgleich vorge-
lagerten Regelungsbereichen.

Folgt man der beschriebenen Trennung des ergänzenden aktiven Finanzaus-
gleichs in Elemente, die sich aus Unzulänglichkeiten der Aufgabenverteilung
ergeben, und Elemente, die sich infolge einer suboptimalen originären Einnah-
menverteilung einstellen,59 so erklärt sich die fehlende oder allenfalls rudimen-
tär vorhandene Regelung ersterer Elemente aus den beschriebenen Mängeln
des passiven Finanzausgleichs; wegen der fehlenden Präzisierung der originä-
ren und ergänzenden Aufgaben der Rundfunkanstalten ist keine operable Be-
stimmung der ergänzenden Einnahmen möglich: Für die Bemessung von Zu-
weisungen, mit denen die Kosten delegierter Aufgaben zwischen den Rund-
funkanstalten  erstattet werden, fehlt die Regelung der diesen zugrunde liegen-
den Anspruchsleistungen. Und für die Gewährleistung von Internalisierungszu-
weisungen, mit denen negative oder positive Externalitäten zwischen den
Rundfunkanstalten ausgeglichen werden könnten, fehlt die genaue Spezifizie-
rung der Rechte und Pflichten aller Beteiligten, einschließlich der Regelung von
Duldungsrechten und Kompensationspflichten und einschließlich der Entwick-
lung von Regeln und Verfahren, mit denen die Höhe ausgleichspflichtiger Exter-
nalitäten (und damit die Höhe der Kompensationszahlungen) quantifiziert wer-
den kann. An den gleichen Defiziten scheitert die Bemessung von (De-) Me-
ritorisierungszuweisungen.

Auch die den originären aktiven Finanzausgleich ergänzenden und verbes-
sernden Ausgleichszuweisungen sind im rundfunkspezifischen Finanzausgleich
wegen der mangelhaften Regelung der vorgelagerten Bereiche (hier: des
originären aktiven Finanzausgleichs) ökonomisch nicht zufriedenstellend kon-
zipiert - anders als bei den Gebietskörperschaften, bei denen "Ausgleichszuwei-
sungen" (im kommunalen Finanzausgleich in Form vertikaler Schlüsselzuwei-
sungen zwischen den Ländern und ihren Gemeinden60 und im Länderfinanz-
ausgleich in Form horizontaler Finanzzuweisungen von den finanzstarken an

                                                
59 Siehe oben, Abschnitt 2.1.

60 Siehe HANSMEYER/KOPS 1985a, S. 54ff.
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die finanzschwachen Länder61) ökonomisch befriedigende Wirkungen erzielen,
weil sowohl die Aufgaben (und der daraus resultierende Finanzbedarf) als auch
die originäre Einnahmekraft der Aufgabenträger bestimmt sind.62 Weil bei den
Rundfunkanstalten aufgrund der Diffusität ihres Programmauftrags eine solche
Bedarfsbemessung schwierig ist und man sich (anders als bei den Gebietskör-
perschaften) bisher auch über eine näherungsweise, normierte
Bedarfsbemessung noch keine Gedanken gemacht hat, wird dieses Prinzip der
Berechnung von Ausgleichszuweisungen für den Finanzausgleich weder zwi-
schen den Rundfunkanstalten der ARD noch zwischen ARD und ZDF ange-
wandt.

Stattdessen werden die im ARD-internen Finanzausgleich gewährten Zuwei-
sungen nach sachlich nicht nachvollziehbaren, letztlich wohl von der politischen
Durchsetzungskraft der Beteiligten bestimmten Kriterien bemessen. Dabei wird
noch heute an den "Versatzstücken" (ALTEMAIER 1994, S. 385) diskretionärer
Ausgleichszahlungen angeknüpft, zu deren Zahlung sich die großen Anstalten
im "Schatten der Hierarchie" (SCHARPF 1993, S. 145ff), d. h. aufgrund
externer Einflußnahme (zunächst des Bundes, später der Länder)63 bereits in
den Anfangsjahren der ARD bereitgefunden hatten.64 Und für die Verteilung der
(Gebühren-)Einnahmen zwischen ARD und ZDF ist mit Gründung des ZDF
ebenfalls ein rein politisch bestimmter, d. h. Merkmale des Finanzbedarfs und
der originären Finanzkraft der Anstalten nicht explizit berücksichtigender  Ver-
teilungsschlüssel (von 70:30) festgesetzt worden, nur durch diskretionäre rund-
funkpolitische Initiativen verändert werden kann. Weder dieser Finanzausgleich
zwischen ARD und ZDF noch der ARD-interne Finanzausgleich entspricht
damit  den Kriterien, die von der Finanzwissenschaft an einen rationalen
Finanzausgleich i. e. S. gestellt werden.65 Dies ist umso mißlicher, weil der
Rundfunkfinanzausgleich (ebenso wie der Finanzausgleich zwischen den

                                                
61 Siehe KOPS 1989, S. 46ff.

62 Es ist dann möglich, die Relation zwischen beiden Größen (die sog. Deckungsquoten) zu
berechnen und durch negative und positive (bzw. bei einem vertikalen Ausgleich mit horizon-
talem Effekt durch ausschließlich positive) Ausgleichszahlungen an- oder auszugleichen.
Siehe hierzu ausführlich ebenda, S.42ff.

63 Siehe hierzu die ausführliche Darstellung durch ALTEMEIER 1993, S. 72ff.

64 In ihrem 7. Bericht (1989, S. 115ff.) hat die KEF in einer ausführlicheren Analyse dieser
Finanzströme verschiedene Mängel aufgezeigt; sie hat aber darauf verzichtet, hieraus Kon-
sequenzen für eine Neuregelung des ARD-Finanzausgleichs zu ziehen. Auch die in einem
Minderheitenvotum einiger KEF-Mitglieder aufgezeigten Folgerungen und die von zwei Mit-
gliedern der Kommission vorgelegten Finanzausgleichsmodelle, in denen eine finanzwissen-
schaftlichen Regeln entsprechende Berechnung der Ausgleichszahlungen vorgeschlagen
wurde (HÜMMERICH/BAESECKE 1991), sind von der Kommission nicht weiter verfolgt wor-
den.

65 Siehe etwa die von HANSMEYER/KOPS 1985a für den kommunalen Finanzausgleich ent-
wickelten Anforderungen.
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Gebietskörperschaften) natürlich "keine nichtjustiziable Angelegenheit allein
des politischen Ermessens" darstellt66 (bzw. besser: darstellen sollte) und weil
die in einem adäquat konstruierten ergänzenden Rundfunkfinanzausgleich
transferierten Finanzbeträge (wegen der hohen Unterschiede der originären
Finanzkraft und der Vielzahl internalisierungs- und meritorisierungswürdiger
Ausgleichstatbestände) auch von erheblicher materieller Bedeutung wären.

3.  Zur Entwicklung einer rundfunkspezifischen Theorie
des Finanzausgleichs

3.1. Die Notwendigkeit einer verbesserten Regelung
der Aufgaben und Einnahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

Die Beschreibung der beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk bestehenden
Mängel der Aufgaben- und Einnahmenverteilung hat deutlich gemacht, daß der
rundfunkspezifische Finanzausgleich i. w. S. ein Schulbeispiel für die eingangs
allgemein beschriebenen Interdependenzen darstellt: Die bezüglich der originä-
ren Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bestehenden Unklarheiten
wirken sich nachteilig auf die Regelbarkeit seiner derivativen Aufgaben aus; und
die in diesen beiden Bereichen bestehenden Mängel erschweren i h re r sei ts d i e 
R e ge l b ar ke it sei n e r o r ig i n ä r e n u n d e r gä n ze n d en  Ein n a hm e n.

Hieraus ergibt sich - umgekehrt betrachtet - die allgemein ebenfalls bereits
betonte Notwendigkeit, zur Verbesserung der in nachgelagerten Bereichen des
Finanzausgleichs bestehenden Mängel und Unklarheiten zunächst die auf vor-
gelagerten Stufen bestehenden Defizite zu beseitigen - (von unten) angefangen
bei der originären Einnahmenverteilung, bei der ein geeigneteres (insbesondere
bedarfsgerechteres) Verteilungskriterium eine wesentlich transparentere und
rationalere Regelung des finanzkraftangleichenden ARD-Finanzausgleichs
ermöglichte (oder diesen vollständig entbehrlich machen könnte), über die
verbesserte Regelung der ergänzenden Aufgabenverteilung, die die rationalere
Bemessung von Erstattungen, Internalisierungs- und Meritorisierungszuwei-
sungen erlaubte, bis hin zur eindeutigen Definition der originären Aufgaben der
Rundfunkanstalten, die sowohl die Bestimmung der ergänzenden Aufgaben als
vor allem auch die bedarfsgerechte Definition der originären und ergänzenden
Einnahmen erleichterte. Und auch die innerhalb des originären passiven
Finanzausgleichs bestehenden Interdependenzen sind im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk besonders ausgeprägt: Einerseits hängt dessen Organisationsstruk-
tur von der Art der ihm übertragenen Aufgaben ab, umgekehrt beeinflußt die

                                                
66 So die zutreffende (wenngleich angesichts der Rechtsprechung zum gebietskörperschaftli-

chen Finanzausgleich wenig überraschende) Wertung durch BETHGE 1992, S. 90.
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Zweckmäßigkeit und Leistungsfähigkeit dieser Organisationsstruktur aber auch
die Reputation des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und damit auch die dieser
Institution von der Gesellschaft zugetrauten und übertragenen Aufgaben. Von
daher gleicht die Regelung des Finanzausgleichs auch und gerade für den
Rundfunk in der Tat den bekannten Puzzles, bei denen ein in der untersten
Reihe fehlender Baustein nur an den gewünschten Platz bugsiert werden kann,
wenn auch die vor und über ihm plazierten Steine umgeschoben werden.

Unabhängig von diesen generellen Gestaltungsschwierigkeiten von Finanz-
ausgleichssystemen verdeutlicht der Vergleich des materiellen rundfunkspezifi-
schen Finanzausgleichs mit den theoretischen Anforderungen und Prinzipien
der Finanzausgleichstheorie dessen insgesamt mangelnde Objektivität und Ra-
tionalität. Gegenüber der Regelung der Aufgaben und Einnahmen der Gebiets-
körperschaften steht der materielle Finanzausgleich des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks zweifellos auf einer unteren Entwicklungsstufe. Eine wesentliche
Ursache hierfür bilden die Besonderheiten des Gutes Rundfunk, dessen Kosten
und vor allem dessen Nutzen schwerer meßbar sind als bei anderen hoheitlich
bereitzustellenden Gütern. Insbesondere die "Meritorisierungsbedürftigkeit", die
das zentrale Legitimationskritium für eine öffentlich-rechtliche Bereitstellung von
Rundfunk bildet, ist ein in der Ökonomie theoretisch und ideologisch äußerst
umstrittenes Konzept, anhand dessen eine klare Abgrenzung des öffentlich-
rechtlichen Programmauftrags kaum möglich ist.

Die Mängel des deutschen Rundfunkordnung dürften aber auch daraus rüh-
ren, daß in Deutschland die Zuständigkeiten für die erforderliche Überprüfung
und Fortentwicklung institutioneller Regelungen im Rundfunk weniger klar sind
als bei anderen hoheitlichen Aufgaben. Bundes- und Landesgesetzgeber haben
sich, von wenigen Ausnahmen abgesehen, bei dieser Aufgabe in der Ver-
gangenheit mit Blick auf die erforderliche Staatsferne des Rundfunks - bewußt
oder unbewußt - zurückgehalten (obwohl selbst die wenigen politischen Grund-
satzentscheidungen, die die Länder bezüglich der Rundfunkgebührenhöhe
getroffen haben, im Gebührenurteil als verfassungswidrig bezeichnet worden
sind). Und die unter Beachtung des Staatsfernepostulats verbleibenden Gesetz-
gebungszuständigkeiten für den Rundfunk, die wegen der Kulturhoheit den Län-
dern obliegen, verlieren zusätzlich noch dadurch an Bedeutung, daß sie für die
hoheitliche Regelung bundesweit oder sogar übernational verbreiteter Rund-
funkprogramme wenig Sinn machen. Insofern erklären sich die in Deutschland
bestehenden Mängel der Rundfunkordnung neben den gutsspezifischen
Besonderheiten des Rundfunks auch daraus, daß die für die Fortentwicklung
und Ausdifferenzierung einer "Rundfunkverfassung" erforderlichen Institutionen
fehlen bzw. die dafür in Frage kommenden Institutionen nicht mit den erfor-
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derlichen, klar definierten Kompetenzen ausgestattet sind.67 Innerhalb der Wirt-
schaftswissenschaften sind daher vor allem die neueren Teildisziplinen der
Public Choice Theorie und der Neuen Institutionenökonomik gefordert, (vor-
zugsweise zusammen mit der Politikwissenschaft und der Staatslehre) Vor-
schläge für die Einrichtung von Institutionen zu unterbreiten, die zum einen die
erforderliche gesellschaftliche Legitimation besitzen, unter Wahrung der Interes-
sen des Prinzipals (hier: des Rundfunkgebührenzahlers) über kollektive Fragen
(hier: des öffentlich-rechtlichen Rundfunks) zu entscheiden, zugleich aber auch
der verfassungsrechtlich geforderten - auch ökonomisch durchaus zu beja-
henden - Staatsferne des öffentlich-rechtlichen Rundfunks genügen.

Bei dieser (Fort-)Entwicklung einer Rundfunkverfassung muß es sich um
einen kontinuierlichen Prozeß handeln. Auch hier bestehen Übereinstimmungen
mit der Verfassung der staatlichen Organe, für die die Notwendigkeit zur per-
manenten Anpassung an veränderte ökonomische, kulturelle und gesellschafts-
politische Vorstellungen von der Staatslehre immer wieder betont wird. Um so
wichtiger ist sie für die Verfassung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, dessen
Umfeld und Zielsetzungen aufgrund technischer, ökonomischer und
gesellschaftlicher Veränderungen einem besonders gravierenden Wandel
ausgesetzt sind.

3.2. Das achte Rundfunkurteil als jüngster Baustein
eines rundfunkspezifischen Finanzausgleichs

Aufgrund der verständlichen Zurückhaltung der Bundes- und Landesgesetz-
geber in Rundfunkfragen und der nicht hinreichend entwickelten institutionellen
Strukturen zur Regelung der Kompetenzen des öffentlich-rechtlichen (und priva-
ten) Rundfunks leidet die Rundfunkordnung der Bundesrepublik immer schon
unter Regelungsdefiziten. Mit den enormen technischen Fortschritten, die bei
der Produktion und vor allem der Verbreitung von Rundfunk im ablaufenden
Jahrzehnt erzielt wurden und mit der Mitte der achtziger Jahre getroffenen Ent-
scheidung für die Zulassung privater Rundfunkanbieter sind diese Defizite noch
größer geworden.68 Und mit weiteren technischen Verbesserungen, etwa der
digitalen Verbreitung von Rundfunk und der kostengünstigeren und

                                                
67 Das gilt übrigens nicht nur für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, sondern gleichermaßen

für den privaten Rundfunk: Die den Landesmedienanstalten verfügbaren Kompetenzen,
bspw. bei der Regelung des Zugangs zu den Kabelverteilanlagen, bei der Wettbewerbskon-
trolle oder bei der Sanktionierung von Verstößen gegen Jugendschutz- und Werberichtlinien,
sind unzulänglich; und im Hinblick auf die erforderliche (auch räumliche) Äquivalenz von
Kosten und Nutzen ökonomischer Entscheidungen (hier: insbesondere von Standort-
entscheidungen der Rundfunkanstalten) wäre grundsätzlicher die Einrichtung einer bundes-
weiten Kontrollinstanz zu fordern.

68 Siehe WEBER 1990.
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expandierenden Ausstrahlung von Rundfunkprogrammen per Satellit,69 sowie
der - teilweise dadurch bedingten - Internationalisierung der Rundfunkangebo-
te70 ist für die nächsten Jahre eine nochmalige, dramatische Erhöhung dieser
Regelungsdefizite abzusehen.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich schon früh bemüht, die gravierend-
sten dieser Defizite zu beseitigen: In einer Reihe sog. "Rundfunkurteile" hat es,
zunächst für den öffentlich-rechtlichen, mit dem Übergang zum dualen System
dann auch für den privaten Rundfunk, Prinzipien der Aufgaben- und Einnah-
menverteilung entwickelt und dem Gesetzgeber aufgetragen, die konstatierten
Mängel der Rundfunkordnung unter Beachtung dieser Prinzipien zu beheben.

- So hat es im ersten Rundfunkurteil vom 28. 2. 1961, auch als "Fernsehurteil"
bezeichnet, den Versuch der Bundesregierung, eine bundeseigene Rund-
funkanstalt zu errichten, als verfassungswidrig erklärt;

- im zweiten Urteil  vom 27. 7. 1971, dem sog. "Mehrwertsteuer-Urteil", hat es
die Umsatzsteuerpflichtigkeit der Rundfunkgebühr unter Hinweis auf die feh-
lende gewerbliche und berufliche Tätigkeit i. S. d. Umsatzsteuergesetzes ver-
neint;

- im dritten Urteil vom 16. 6. 1981, dem sog. "FRAG-Urteil", hat es die recht-
lichen und organisatorischen Rahmenbedingungen für privaten Rundfunk de-
finiert;

- im vierten "Urteil",  dem "Freie-Mitarbeiter"-Beschluß vom 13. 1. 1982, hat es
anläßlich der strittigen Stellung freier Mitarbeiter der Rundfunkfreiheit gegen-
über der arbeits- und sozialrechtlichen Absicherung den Vorrang eingeräumt;

- im fünften Urteil  vom 4. 11. 1986, dem sog. Niedersachsen-Urteil, hat es die
Möglichkeiten und Voraussetzungen privater Rundfunkangebote und die
hierfür erforderliche öffentlich-rechtliche Grundversorgung präzisiert;

- im sechsten Urteil vom 24. 3. 1987 hat es der (baden-württembergischen)
Landesgesetzgebung das Recht versagt, Rundfunkprogramme zu verbieten,
die nur für Teile des Sendebereichs veranstaltet und verbreitet werden soll-
ten; und

- im siebten Urteil vom 5. 2. 1991, dem sog. WDR-Urteil, hat es die Pflicht zur
Sicherung der öffentlich-rechtlichen Grundversorgung bei gleichzeitiger Ein-
beziehung privater Rundfunkanbieter beschrieben.71

                                                
69 Zum Regelungsbedarf infolge technischer Neuerungen siehe bspw. BURMEISTER 1992.

70 Zur Bedeutung ausländischer Rundfunkangebote und deren Nutzung siehe HASEBRINK
1994, zum dadurch begründeten Regelungsbedarf siehe GEPPERT 1993, INSTITUT FÜR
EUROPÄISCHES MEDIENRECHT 1993 und SIEBENHAAR 1994.

71 Eine knappe Darstellung der wesentlichsten Ausführungen der bis 1991 getroffenen Rund-
funkurteile findet sich in SEIDEL/LIBERTUS 1993, S. 2ff; eine ausführlichere Darstellung
und Wertung dieser Urteile enthält der Sammelband von v. SELL 1992. In der Einordnung
(und damit auch: der Nummerierung) der Verfassungsurteile als "Rundfunkurteile" bestehen
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Diese Bemühungen des Bundesverfassungsgerichts sind angesichts der auf-
gezeigten - im Vergleich zu anderen Gesellschaftsbereichen wohl überdurch-
schnittlich hohen - Regelungsdefizite zu begrüßen. Weil das Verfassungsgericht
aber nur zu strittigen Einzelfragen Stellung genommen hat, bei denen eine Ver-
einbarkeit mit der Verfassung von Einzelpersonen oder staatlichen Organen
bezweifelt wurde, ist seine Rundfunkrechtsprechung kausuistisch geblieben.
Dies ist gerade für die systematische Regelung der Rundfunkordnung nachtei-
lig, in der isolierte Lösungen ohne Beachtung der damit verbundenen Wirkun-
gen für vor- und nachgelagerte Regelungsbereiche nicht sachgerecht sein kön-
nen. Zur Entwicklung des oben geforderten systematischen, konsistenten und
vollständigen rundfunkspezifischen Finanzausgleichs haben die Rundfunkur-
teile daher nur in bescheidenem Maß beigetragen.

3.3. Die im Gebührenurteil enthaltenen Vorgaben

Mit dem Urteil vom 22. 2. 1994 hat das Bundesverfassungsgericht einen
neuen Baustein zur Rundfunkordnung geliefert. Die in diesem Urteil, das sich in
der Hauptsache mit dem Verfahren der Rundfunkgebührenfestsetzung befaßt,
enthaltenen Aussagen können hier nur knapp beschrieben werden, zumal sie
mittlerweile in einer Fülle rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Arbeiten
detailliert erläutert und gewürdigt worden sind.72

Anlaß für das Urteil war die dem Bundesverfassungsgericht vorgelegte Frage,
ob der Zustimmungsbeschluß des Bayerischen Landtags zu dem Staatsvertrag
über die Höhe der Rundfunkgebühr von 1982 mit dem Grundgesetz vereinbar
war; bei der Prüfung dieser Frage ging es nach Auffassung des Gerichts
(S. 2)73 "im Kern ... darum, ob die Festsetzung der Rundfunkgebühr durch die
Landtage den Grundsatz der Staatsfreiheit des Rundfunks verletzt." Im Ergeb-
nis hat es diese Frage verneint und Art. 1 des Bayerischen Staatsvertrags als
unvereinbar mit Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes bezeichnet,74 weil

                                                                                                                                              

allerdings unterschiedliche Auffassungen. So bezeichnet bspw. LILIENTHAL (1994) das
Urteil vom 22. 2. 1994 als "neuntes" Rundfunkurteil, weil er, anders als bei der üblichen und
auch von uns übernommenen Nummerierung durch v. SELL und SEIDEL/LIBERTUS, auch
die Urteile vom Februar 1981 (zum Saarländischen Rundfunk), vom Oktober 1992 (zum Ver-
bot von Werbung im Hessischen Rundfunk) und vom Oktober 1993 (zur Konkursunfähigkeit
öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten) zu den Grundsatzurteilen des Bundesverfassungs-
gerichts zählt, umgekehrt aber nicht das FRAG-Urteil und den "Freie-Mitarbeiter-Beschluß".

72 Siehe bspw. HÜMMERICH/HEINZE 1994, KRESSE/KENNEL 1994, PIEPER/HESS 1994,
OPPERMANN 1994 und die im Sammelband von KOPS (1995g) enthaltenen Beiträge von
ADELT, CONRAD, DÖRR, SEIDEL, KRESSE und GRÄTZ.

73 Die folgenden im Text enthaltenen Seitenangaben beziehen sich ausnahmslos auf das
Gebührenurteil.

74 In Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 GG heißt es: "Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichter-
stattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet."
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aufgrund der mangelnden Objektivierbarkeit der die Gebührenhöhe bestimmen-
den Kriterien die Gefahr bestehe, daß die Gebühr zu Zwecken der Programm-
lenkung oder der Medienpolitik eingesetzt werde. Die wichtigsten Vorgaben des
Urteils hat das Gericht in fünf Leitsätzen zusammengefaßt.75

Weitgehend unstrittig ist die im Urteil vorgenommene Analyse der Mängel des
bisherigen Verfahrens der Gebührenfestsetzung.76 Auch die Problematik,
genau zu bestimmen, "welchen Programmumfang die Erfüllung der Funktion
des öffentlichrechtlichen Rundfunks erfordert" und "welche Mittel zur Finanzie-
rung der erforderlichen Programme wiederum erforderlich sind", wird zutreffend
dargestellt (S. 24): "Weder kann genau bestimmt werden, welchen Programm-
umfang die Erfüllung der Funktion des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erfor-
dert, noch ist exakt festzustellen, welche Mittel zur Finanzierung der erforder-
lichen Programme wiederum erforderlich sind... Wesentlich genauere Kriterien
lassen sich nicht entwickeln, denn das Dilemma ist strukturell bedingt. Eine
externe Definition der zur Funktionserfüllung erforderlichen Mittel scheidet aus,
da die Funktionserfüllung gerade in den internen Freiheitsraum der Rundfunk-
anstalten fällt."

Die Lösung dieses "strukturellen Dilemmas"77 sieht das Verfassungsgericht
darin, auf eine "externe Definition der zur Funktionserfüllung erforderlichen Mit-

                                                
75 Diese lauten:

1. Die Rundfunkfreiheit erfordert nicht die Gebührenfestsetzung durch die Rundfunkanstalten
selbst. Eine Festsetzung der Rundfunkgebühr durch Staatsvertrag der Länder und anschlie-
ßende Umsetzung in Landesrecht ist mit dem Grundgesetz vereinbar.
2. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG verlangt für die Festsetzung der Rundfunkgebühr ein Verfahren,
das dem öffentlichrechtlichen Rundfunk die zur Erfüllung seiner Aufgabe im dualen System
erforderlichen Mittel gewährleistet und ihn vor Einflußnahmen auf das Programm wirksam
sichert.
3. Für die Gebührenfinanzierung gilt der Grundsatz der Programmneutralität. Im Verfahren
der Gebührenfestsetzung ist von den Programmentscheidungen der Rundfunkanstalten aus-
zugehen. Die Gebühr darf nicht zu Zwecken der Programmlenkung oder der Medienpolitik
eingesetzt werden.
4. Die Überprüfung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten darf sich nur darauf beziehen,
ob sich ihre Programmentscheidungen im Rahmen des rechtlich umgrenzten Rundfunkauf-
trags halten und ob der aus ihnen ableitbare Finanzbedarf zutreffend und im Einklang mit
den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist.
5. Der so überprüfte Bedarf der Rundfunkanstalten darf bei der Gebührenfestsetzung nur
aus Gründen unterschritten werden, die vor der Rundfunkfreiheit Bestand haben. Dazu
gehören namentlich die Interessen der Gebührenzahler. Abweichungen sind zu begründen.

76 Insbesonders S. 49 - 55 des Gebührenurteils. Siehe hierzu ausführlich CONRAD, in diesem
Band S. 49ff.

77 Allerdings ist zu bezweifeln ist, ob es sich hierbei tatsächlich um das "strukturell bedingte
Dilemma" handelt, von dem im Verfassungsurteil die Rede ist. Wie ein Blick auf die Rund-
funkordnungen anderer Länder zeigt, ist es nämlich durchaus möglich, die Festsetzung der
Gebührenhöhe und andere rundfunkpolitische Entscheidungen von Gremien treffen zu las-
sen, die hierzu gesellschaftspolitisch legitimiert und zugleich staatsfrei sind. So listet bspw.
FLECK (1982, S. 62) in seiner umfassenden Bestandsaufnahme über 20 Staaten mit einer
öffentlich-rechtlichen Rundfunkverfassung auf, davon acht europäische, die "idealtypisch
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tel" zu verzichten und es stattdessen den Rundfunkanstalten selbst zu überlas-
sen, den zur Erfüllung ihres Programmauftrags erforderlichen Finanzbedarf zu
bestimmen. Beschränkt werden sie darin lediglich durch die Kommission zur
Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF), die prüfen soll, ob
die Rundfunkanstalten "sich im Rahmen des rechtlich umgrenzten Rundfunk-
auftrags halten und ob der aus den Programmentscheidungen abgeleitete
Finanzbedarf zutreffend und im Einklang mit den Grundsätzen von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist" (S. 57). Zum anderen können die
Landesparlamente die Rundfunkgebühr von den geprüften Bedarfsanmeldun-
gen abweichend festsetzen, sofern sichergestellt ist, "daß die Programmneutra-
lität und Programmakzessorietät der Gebührenentscheidung gewahrt bleibt"
und Gründe für die Abweichungen angeführt werden können, "die vor der
Rundfunkfreiheit Bestand haben" (S. 58). Das Verfassungsgericht nennt als sol-
che Gründe (ebenda) "Gesichtspunkte des Informationszugangs und der
angemessenen Belastung der Rundfunkteilnehmer", verzichtet aber darauf,
diese zentralen Kriterien (wie auch die an anderer Stelle des Urteils (S. 46)
erwähnten "Informations- und Vermögensinteressen des Publikums") im Verfas-
sungsurteil zu konkretisieren; von daher fehlt die "Objektivierbarkeit" der die
Gebührenhöhe bestimmenden Maßstäbe, die das Gericht selbst an anderen
Stellen des Urteils (bspw. S. 53) fordert.78

                                                                                                                                              

gesehen ... unabhängig von unmittelbaren staatlichen und wirtschaftlichen Eingriffen" (S. 65)
sind. Allerdings bemerkt FLECK selbst (ebenda), daß "der Grad der Staatsnähe ... pro
nationales System sehr verschieden" ist. Insofern müßten auch diese "staatsfernen" Rund-
funkverfassungen im Detail darauf hin geprüft werden, inwieweit sie mit dem in Deutschland
geltenden Postulat der Staatsferne des Rundfunks vereinbar wären und bezüglich welcher
Elemente (insbesondere bezüglich welcher Formen kollektiver Willensbildung) sie als Vorbild
für die deutsche Rundfunkverfassung dienen könnten.

78 Es ist Aufgabe der Rechtslehre wie auch der Ökonomie, die verwendeten Begriffe inhaltlich
zu konkretisieren. Aus ökonomischer Sicht könnte hierbei von der Unterscheidung zwischen
einer absoluten Zugangssperre zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk infolge eines prohibi-
tiven Rundfunkpreises und einer relativen Zugangserschwernis infolge eines (in Relation zu
anderen Gütern) unangemessen hohen Preises ausgegangen werden. Ersteres führte zu
einem Ausschluß (in der Terminologie der Verfassungsrichter: zu einem fehlenden "Informa-
tionszugang") derjenigen Nachfrager, deren individuelle Kaufkraft zur Entrichtung der Rund-
funkgebühr nicht ausreicht; eine solche Folge wäre ökonomisch wie auch verfassungsrecht-
lich abzulehnen (wobei allerdings die durch Gebührenbefreiungen oder zweckgebundene
Transfers möglichen Korrekturen berücksichtigt werden müßten). Letzteres führte zu einer
im Vergleich zu einer "angemessenen Belastung" der Rundfunkteilnehmer zu geringen
Nachfrage nach dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk (was ökonomisch ebenfalls, speziell im
Hinblick auf den meritorischen Charakter des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, abzulehnen
und verfassungsrechtlich zumindest bedenklich wäre.) -- Eine solche Differenzierung
zwischen fehlendem Informationszugang (als dem schwereren Mangel eines fehlenden
Informationszugangs) und unangemessener Belastung (als dem minderschweren Mangel
eines Verstoßes gegen das Vermögensinteresse des Publikums) führt aus Sicht des
einzelnen Rundfunkkonsumenten, der über den Konsum öffentlich-rechtlicher Rundfunkpro-
gramme nicht graduell (durch Mengenvariation), sondern nur prinzipiell (durch An- oder
Abmeldung seines Rundfunkgerätes) entscheiden kann und aufgrund einer unangemessen
hohen Gebührenbelastung sein Rundfunkgerät abmeldet, zum gleichen Ergebnis (fehlender
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Stellt man die im Gebührenurteil enthaltenen Vorgaben zur künftigen Gebüh-
renfestsetzung dem bestehenden Festsetzungsverfahren gegenüber, wird deut-
lich, daß der Ablauf des Festsetzungsverfahrens unverändert bleibt: Die Rund-
funkanstalten melden ihren Bedarf an, die KEF prüft die Bedarfsanmeldungen,
und die Landesparlamente entscheiden über die Gebührenhöhe. Hingegen
führt das Gebührenurteil hinsichtlich anderer Regelungen, insbesondere hin-
sichtlich der Kompetenzen der Beteiligten, zu einer Reihe von Änderungen:

- Eine erste Änderung ergibt sich hinsichtlich der Funktion der KEF, die nach
dem Gebührenurteil auf die "rein fachliche" Prüfung der Bedarfsanmeldun-
gen beschränkt ist (wobei die genauen Inhalte einer solchen "fachlichen"
Prüfung allerdings unklar bleiben);79 eine in der Vergangenheit mögliche
Beurteilung der Bedarfsanmeldungen unter dem Gesichtspunkt der politi-
schen Opportunität von Gebührenerhöhungen ist damit explizit ausgeschlos-
sen.

- Eine weitere Änderung ergibt sich hinsichtlich der Zusammensetzung der
KEF, die nach Auffassung des Verfassungsgerichts politikfrei zusammenge-
setzt sein sollte. Die in der Vergangenheit der KEF angehörenden Vertreter
der Staatskanzleien sind bereits aus diesem Gremium ausgeschieden (wäh-
rend ihm die Mitglieder der Landesrechnungshöfe wegen der im Urteil ver-
tretenen Unbedenklichkeit weiter angehören).

- Schließlich ergibt sich eine zentrale Änderung dadurch, daß die Landesparla-
mente von den durch die KEF geprüften Bedarfsanmeldungen der Rundfunk-
anstalten nur abweichen dürfen, wenn die im Urteil genannten Bedingungen

                                                                                                                                              

Zugang zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk). Der Verstoß gegen Vermögensinteressen des
Publikums bestünde in diesem Fall darin, daß auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk,
obwohl wertgeschätzt, wegen der den Nutzen übersteigenden Gebührenlast verzichtet wird,
d. h. ein in der Ökonomie als Excess Burden bezeichneter immaterieller Vermögenschaden
entsteht. Für diejenigen Rundfunkkonsumenten, die sich trotz einer unangemessen hohen
Rundfunkgebühr zugunsten des Rundfunks entscheiden, ergeben sich (in Höhe der Diffe-
renz zwischen angemessener und tatsächlicher Gebührenlast) Kaufkraftverluste, die zu
einem erzwungenen Minderkonsum anderer Güter führen. Der Verstoß gegen die Vermö-
gensinteressen des Publikums besteht hier also in einem direkten Güter- und Nutzenverzicht
infolge der gebührenbedingten Einkommensminderung.

79 Im Verfassungsurteil (S. 57) wird zwar erwähnt, daß sich die Prüfungen der Bedarfsanmel-
dungen durch die KEF "nicht auf die Vernünftigkeit oder Zweckmäßigkeit der Programment-
scheidungen der Rundfunkanstalten beziehen, sondern allein darauf, ob sie sich im Rahmen
des rechtlich umgrenzten Rundfunkauftrags halten und ob der aus den Programmentschei-
dungen abgeleitete Finanzbedarf zutreffend und im Einklang mit den Grundsätzen von Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist." Ob aber bspw. Bedarfsanmeldungen
zurückgewiesen werden dürfen, weil Rundfunkanstalten auf den wirtschaftlich günstigeren
Fremdbezug, auf eine Kooperation mit anderen Rundfunkanstalten oder gar auf die neuer-
dings verstärkt geforderte Fusionierung (siehe KOPS 1995a, ders. 1995b) verzichten, ist
eine offene Frage, die die fließenden Übergänge zwischen einer Prüfung der Wirtschaftlich-
keit und der "Vernünftigkeit oder Zweckmäßigkeit" von Programmentscheidungen verdeut-
licht.
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erfüllt und gegen die dort genannten Kriterien verstoßen wird; auch hier
sollen Gesichtspunkte der politischen Opportunität der Gebührenhöhe nach
den Vorstellungen des Verfassungsgerichts zukünftig also keine Rolle mehr
spielen dürfen.

- Eine im Urteil nur angedeutete fakultative Änderung besteht in der Ablösung
des bei der Gebührenentscheidung geltenden Einstimmigkeitsprinzips durch
ein (von den Ländern einstimmig zu beschließendes) Quorum;80

- Eine zweite erwähnte fakultative Änderung (S. 59) besteht darin, daß die
Landesparlamente die Gebührenentscheidungen an andere Gremien dele-
gieren können, sofern die Delegation "den rechtsstaatlichen Bestimmtheits-
anforderungen genügt und die wesentlichen Fragen durch Gesetz geregelt
sind."

Ordnet man diese Vorgaben in die durch Abbildung 2 beschriebene rundfunk-
spezifische Finanzausgleichssystematik ein, so wird deutlich, daß sich nahezu
alle Ausführungen des Gebührenurteils um die Präzisierung der originären Ein-
nahmenverteilung, und dort um die sachlich angemessene und nachvollzieh-
bare Regelung der Entscheidungskompetenzen, bemühen. Sie sind somit dem
in Abbildung 2 enthaltenen Regelungsbereich "Kriterien der Gebührenhöhe,
Verfahren der Gebührenfestsetzung, Verfahrensbeteiligte" zuzurechnen. Ob
das Gebührenurteil zur Beseitigung oder Verringerung der für diesen Rege-
lungsbereich konstatierten Unklarheiten beitragen wird, hängt nicht zuletzt von
der Umsetzung der Urteilsvorgaben durch den Gesetzgeber ab. Hier bestehen
noch erhebliche Unsicherheiten, und die bisher vorgelegten Stellungnahmen
und Entwürfe zeigen, daß die Auffassungen sowohl hinsichtlich des Verfahrens
als auch hinsichtlich der künftigen Kompetenzanteile zwischen den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten, den Landesparlamenten und der KEF de lege
ferenda (als den Hauptbeteiligten) beträchtlich divergieren.81

Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen, daß das Verfassungsgericht sich
auch im Gebührenurteil auf die Entwicklung prinzipieller Vorgaben beschränkt
hat, deren Umsetzung dem Gesetzgeber unter Ausschöpfung der verbliebenen
Entscheidungsspielräume bewußt überlassen worden ist. Es erklärt sich aber
auch aus der mangelnden gedanklichen Präzision einiger Ausführungen des
Gebührenurteils. Vor allem die Funktion der KEF de lege ferenda ist vom Ver-

                                                
80 "Es ist Sache des Gesetzgebers zu prüfen, ob er weitere Vorkehrungen für nötig hält, um

rechtzeitige und programmneutrale Gebührenanpassungen zu sichern. Dazu gehört insbe-
sondere die Erwägung, ob das Vetopotential, das in dem Einstimmigkeitsprinzip beim Ab-
schluß von Staatsverträgen liegt, für den besonderen Fall der Gebührenfestsetzung gemin-
dert werden sollte. Einem von allen Ländern einstimmig vereinbarten Quorum für die laufen-
de Gebührenanpassung würde die Eigenstaatlichkeit der Länder jedenfalls nicht von vorn-
herein entgegenstehen." (S. 59).

81 Siehe hierzu ausführlicher KOPS 1995f, S. 71ff.
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fassungsgericht unzureichend definiert worden; und auch die Kriterien, die eine
Zurückweisung der geprüften Bedarfsanmeldungen der Rundfunkanstalten
rechtfertigen, sind im Urteil undeutlich geblieben. Dies ist ein gravierender Man-
gel, weil diese, vom Verfassungsgericht ans Ende des Entscheidungsprozesses
gerückten Kriterien die einzig verbliebene Möglichkeit darstellen, dem Interesse
des Gebührenzahlers an einer Begrenzung der Gebührenlast gegenüber den
zu erwartenden Bestrebungen der Rundfunkanstalten, ihren Prog r am m a uftr ag s
u n d i h re  Fin a n za u ssta ttu n g  a u szu w e ite n , Ge ltu n g zu  ve r scha ffe n.

4. Ausblick

Ein systematischer, den ökonomischen Prinzipien einer rationalen Regelung
der Aufgaben und Einnahmen von Gemeinwesen entsprechender Finanzaus-
gleich i. w. S. fehlt für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk bisher. Bis heute wird
die Entwicklung eines solchen rundfunkspezifischen Finanzausgleichs vor allem
erschwert durch die ordnungstheoretisch schwierige Abgrenzung des öffentlich-
rechtlichen Programmauftrags und die die historisch entstandene, teils
willkürliche, teils nach nicht ökonomischen Gesichtspunkten getroffene Rege-
lung der Aufgabenträger und Einnahmequellen. Auch die Dominanz rechts-
wissenschaftlichen Denkens, die für die Gestaltung der deutschen Rundfunk-
ordnung charakteristisch ist, dürfte dazu beigetragen haben, daß sich die von
der Ökonomie für den Finanzausgleich zwischen öffentlichen Aufgabenträger
entwickelten Prinzipien im deutschen Rundfunkwesen bisher nicht ausreichend
beachtet worden sind.

Das Gebührenurteil wird hieran ebenso wenig ändern wie die früheren "Rund-
funkurteile" des Verfassungsgerichts. Zwar hat es in erfreulicher Deutlichkeit die
Notwendigkeit einer Staatsfreiheit des Rundfunks - und der Regelung der Rund-
funkfinanzierung - klargestellt; wie diese sichergestellt werden soll, ist im Urteil
aber weitgehend offen geblieben. Insofern dürfte die Diskussion über die ange-
messen Neuregelung des Gebührenfestsetzungsverfahrens mit dem Gebüh-
renurteil keinesfalls beendet worden sein. Die dort angedeuteten Möglichkeiten
bezüglich des Verzichts auf einstimmige Entscheidungen und der möglichen
Delegation von Entscheidungen durch die Landesparlamente dürften im
Gegenteil dazu beitragen, daß sich diese Diskussion in Zukunft thematisch
noch ausweitet.

Zu ihrer Intensivierung dürfte auch beitragen, daß die Solidarität, die für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk lange Jahre charakteristisch war, im Zuge der
schärfer werdenden Verteilungskämpfe zu bröckeln scheint. Dies gilt einmal für
das Verhältnis zwischen ARD und ZDF, das in der letzten Zeit unter einigen
Kontroversen gelitten hat, es gilt aber auch zwischen den Landesrundfunkan-
stalten der ARD, die sich z. B. bezüglich so wichtiger Fragen wie der Notwen-
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digkeit einer Gebührenerhöhung, der Zweckmäßigkeit von Anstaltsfusionierun-
gen oder der Beibehaltung des ARD-Gemeinschaftsprogramms nicht mehr
einig sind. Eine ähnliche Entsolidarisierung zeigt sich auch zwischen den Mini-
sterpräsidenten der Länder, die in existenziellen Fragen des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks (Gebührenerhöhung ab 1997, Verteilung des Gebührenauf-
kommens zwischen ARD und ZDF, Berechtigung des ARD-Gemeinschaftspro-
gramms, Anstaltsfusionen, Privatisierung des ZDF etc.) zunehmend auf Kon-
frontationskurs gehen.

Angesichts der sich damit andeutenden Auseinandersetzungen ist eine expli-
zite und rationale Regelung der Aufgaben und Einnahmen des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks dringend angeraten. Um einen solchen rundfunkspezifischen
Finanzausgleich zu entwickeln, ist es erforderlich, von der eher reaktiven, auf
die Korrektur besonders gravierender Mängel ausgerichteten Rundfunkpolitik
der Vergangenheit zu einer aktiven, konzeptionellen Politik überzugehen, die
eine zusammenhängende und konsistente Gestaltung der Rundfunkordnung
anstrebt und dabei auch Elemente der Aufgaben- und Einnahmenregelung
überdenkt, die von der Rundfunkpolitikern (noch) nicht als korrekturbedürftig
erkannt worden sind oder auf deren Neuregelung sie wegen ihrer (noch) gerin-
gen quantitativen Bedeutung verzichten.

Die finanzwissenschaftliche Theorie des Finanzausgleichs liefert das für eine
solche Überprüfung und Umgestaltung der Rundfunkordnung erforderliche
Rüstzeug. Zwar müssen bei der Übertragung dieser, insbesondere für die
Gebietskörperschaften entwickelten Theorie auf den Rundfunk eine Reihe theo-
retischer und methodischer Probleme gelöst werden. Diese Bemühungen
dürften sich aber als gerechtfertigt und ertragreich erweisen, weil bereits erste
Ansätze dieser Art zeigen, daß die Regelung der Aufgaben und Einnahmen des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks unter Beachtung der Prinzipien dieser Theorie
wesentlich verbessert werden könnte. Die Rundfunkökonomie steht damit vor
schwierigen aber auch erfolgversprechenden Herausforderungen.
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